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Die deutsme Wiedervereinigung 

Die Vereinigung der helden deutschen Staaten zu einem 
deutschen Gesamtstaat ist ein Problem, das nicht nur na­
tionalen, sondern auch in t ern a t Ion ale n Aspekt be­
sitzt. Die nationale Seite der deutschen Frage braucht nicht 
nüher betont zu werden: die einheitliche deutsche Nation 
wird sich auf dJe Dauer nicht mit ihrer unnatürlichen 
AuIspaltung Ln zwei deutsche Staaten abfinden. Die inter­
nationale Seite tritt uns immer wieder in Stellungnahmen 
fOhrender Slaatsmänner und Politiker aus beiden Welt­
lagern und In internationalen Noten 'Und amtlichen Er­
klärungen z9hlre1cher Staaten und internationaler Orga­
nisationen entgegen. Es besteht kein Zweifel darüber, daß 
die Lösung der Frage der deutschen Wiedervereinigung 
und die Wiederherstellung eines die ganze Nation um­
fassenden, demokratischen und friedliebenden deutschen 
Staates von entscheidender Bedeutung für die Wahrun'g 
des F'rlcdens In Europa ist, weil damit ein permanenter 
Unruheherd und Unsicherheitsfaktor In der Internationalen 
Politik ausgeschaltet wird, und daß umgekehrt vor allem 
die Entspannung der polItlschen Lage in Europa eine un­
erläOllchc Voraussetzung für die deutsche Wiedervereini­
gung ist. 

Die Wiedervereinigung ist eine sehr kompliZierte und 
nicht leicht zu lösende Aufgabe. Politische, weltanschau­
Uche, wirtschaftliche und juristische Elemente sind eng 
miteinander verßoc:hten und wollen beI einer Lösung be­
rücksichtigt sein. Nachstehend sollen unter poIl t I s ehe n 
und j u r Ist I s ehe n Gesichtspunkten Stand und Lö­
sungsmöglichkelten des deutschen Problems behandelt 
werden. 

Wenn von deutscher Wiedervereinigung gesprochen 
wird, ist es notwendig, aut das Jahr 1945 und damit auf 
den völligen politischen und militärischen Zusammen­
bruch Deutschlands und den Untergang des Hitlerregimes 
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zurückzugehen. Ferner ist es erforderlich, darauf hinz:.,:­
weisen, daß nachstehend unter "WiederVereinigung" der 
Zusammenschluß der beiden deutschen 
S t a a t e n _ Deutsche Demokratische .Republik und 
Bundesrepublik Deutschland - zu einem deutschen Ge­
samtstaat verstanden wird. Die sogenannte" Wiedervereini­
gung im weiteren Sinne~ Innerhalb der ehemaUgen deut­
schen Grenzen vom 31. Dezember 1937 oder gar der 
Grenzen des ~Großdeutschen Reiches" von 1940, wie sie 
von Zeit zu Zeit in der Bundesrepublik von Ministern und 
anderen politischen Managern gefordert wird, scheidet 
aus den Erörterungen ebenso aus wie eine Behandlung 
des Berliner Status, denn: die Oder-Neiße-Linie ist mit 
Potsdam effektiv und juristisch die neue Ostgrenz(! 
Deutschlands geworden, die Grenze zur Tschechoslowaki­
schen Republik verläuft wie seit eh und je auf den 
Kämmen des Erzgebirges und des Bayerisch-Böhmischen 
Waldes, Österreich ist ein unabhängiger Staat wie seit 
Jahrhunderten, und Bel' 11 n gehört zum Staatsgebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik - lediglich die Ver-­
elnbarungen der vier Großmächte, die von der Deutschen 
Demokratischen Republik anerkannt werden, 'hindern die 
Ausdehnung '<ler vollen Souveränität unserer Republik 
auf dle Westsektoren Berlln:l. 

• 
Das Zurückgehen auf das Jahr 1945 wirft die Frage nach 

dem rechtlichen Fortbestehen Deutsch-
1 a n d saut. Halten wir uns zunächst an die historischen 
Tatsachen. 

8. Mal 1945 - Beginn einer neuen Entwicklung 1m Leben 
des deutschen Volkes 

Am 8. l\lal 19115 unterzeichneten Vertreter des Ober­
kommandos der faschistischen Wehrmacht In Berlin­
Karlshorst die Urkunde über die bedingungslose miliUi­
rische Kapitulation Deutschlands. Im Artikel 4 der Urkunde 
wurde der politische Charakter der Kapitulation hervor­
gehoben; es heillt dort (1): 

, 

"Diese Kapltulation.serkJärung stellt kein Präjudiz für an 
ihre Stelle tretende allgemeine KapltulationsbBstimmungen 
dar, die durch die Vereinten Nationen oder in deren Na· 
men festge.>:eU t werden Wld D e u t s chi a n d und die 
deutsche Wehrmacht als ganzes betreUen werden." 
(Hervorhebungen vom Verfasser.) 

Damit wurde deutlich gemacht, daß die militärische 
Kapitulation nur einen Teil eines größeren Komplexes 
darstellt, der, wie sich aus der Entstehungsgeschichte der 
Kapitulationsurkunde (2) und den nachfolgenden Rechts· 
akten ergibt, die politi sche unrd wiTtschatt ­
liehe Umgestaltung Deut ·schlands zum Ziel 
hatte, um zu verhindern, daß Deutschland erneut ein 
aggressives militärisches Machtzentrum wird. 

Am 5. Juni 1945 erging die Berliner Erklärung der vier 
Großmächte über die Niederlage Deutschlands und über 
die Übernahme der obersten Regierungsgewalt in Deutsch· 
land (3) sowie die Feststellung der vier Mächte über das 
KontroUverfahrcn in Deutschland und über die Be­
satzungszonen in Deutschland (4); die Regierungen der vier 
Mächte übernahmen 

"die oberste Regierungsgewalt in Deut.schJ.and einsdilleß­
lieh aller Befugnisse der deutschen Regierung, des Ober­
kommandos der Wehrmacht Wld der Regierungen, Ver­
waltungen oder Behörden der Länder, Städte und Gemein­
den. Die übernahme ... bewirkt nicht die Annektierung 
])e'"tschlands." 

Die Pohdam er Besdllüsse vom 2. August 19115 (5) ent­
hielten die politischen und wirtschaftlichen Grundsätze 
bei der Behandlimg Deutschlands unter alliierter Kon­
trolle. In Ausführung der Jalta-ErkJlirung vom 11. Fe­
bruar 19-15, 

,,den deutschen Militarismus Wld Nazismus zu vernlchten 
uni dle Gewähr zu scllat!en, daß Deuts~hland nie wi-eder 
fähig sein wird, den Frieden der Welt zu slören~, -

wurden Entmilitarisierung, Entnazifizierung und Demo­
kratisierung in Potsdam als die politischen Leitziele für 
die Besatzungszelt festgestellt. Auf dem Gebiet der Wirt­
schaft war 

.. in prllkfu;ch kürzester Frist .. . die bc&tehende übermli.ßlge 
Konrentratlon der Wirtscha!tskraft, dargestellt insbesondere 
durch Kartelle, Syndikate, Trusts und andere Monopol­
verelnlgungen" 

zu vernichten. Mit dieser Forderung soUte die Grundlage 
der imperialistischen und !riedensfelndlichen Entwicklung 
ID Deutschland beseitigt werden. 

Zwischen der KarLshorster Knpitulatlonsurkunde den 
Berliner Erklärungen und den Potsdamer Beschlilss;n be­
steht ein enger formeller und sachlicher juristischer Z\I­
sammenhang. Diese Dokumentenreihe stellt eine gewollte 
Einheit dar und ist darauf gerichtet, die ersten Rechu-
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grundlagen fUr den politischen und wirtschaftlichen Neu­
aufbau Deutschlands zu einem friedliebenden und demo­
kratischen Staat zu legen. Insgesamt ergibt sich aus diesem 
Dokumentenwerk, insbesondere aus den Potsdamer Be­
schlüssen, daß Deutschland - von nun an aus Sicherheits.. 
gründen an seiner Ostgrenze territorial elnges,dtränkt (6) 
- als politische und wirtschaftliche Einheit wahrhaft 
demokratischen und somit antllmperlallstischen und anti_ 
militaristischen Charakters weIterbesiehen sollte. Der An­
spruch des deutschen Volkes auf staatliche Einheit und 
Wiedereingliederung In die Völkergemeinschart, sobald 
Militarismus und Faschl5mus beseltlgt und demokratische 
Verhältnisse Im politischen und wlM:sc:haftlichen Leben 
hergestellt sein wOrden, wurde von den Alliierten an­
erkannt. Es hieß dazu in den Potsdamer Beschlüssen: 

Es 1st nicht die Ab!;Icht <ler AllUerten, dns deutsdJe 
V;lk zu vernichten oder zu ver.sklaven. Die AlUlerten 
wollen dem deutschen Volk die Möglichkeit geben, sein 
Leben auf einer demokral13eben und frled_ 
11 ehe n G r un dia i e (Hervorhebung vom Verfll.SSE'r) 
von neuern wiederaufzubauen. Wenn die eigenen An;tren_ 
gungen de:g deut.sc:M.>n Volkes unabHlssig auf die Erreichung 
diese.! Zieles gerichtet sein werden. wird es ihm möglich 
sein, zu gegebener Zelt 6'e1nen Platz unter den freien und 
friedliebenden Völkern der Welt einzunehmen." 

Die Feststellung vom Zu!'ammenhang und der Einheit 
des genannten Dokumentenwerkes zu treffen, Ist . darum 
wld1t1g, weil heute In Westdeutschland versucht wird, 
die Kapitulationsurkunde auf Ihren rein militärischen 
Charakter zu reduzieren (7) und die tolgenden pollUschen 
und juristischen Akte vom Juni und August 1945 in Ver­
bindung mit der AuS!d181tung der "Regierung" Dönitz am 
23. Mal 1945 als mit der mlUUl.rlschen Kapitulation unver­
einbar und daher völkerrcc:htswidrlg zu bezelcrmen. Ins­
besondere richtet sich der AngMtf gegen die Potsdamer 
Beschlüsse, deren Rechtmäßigkelt bestritten wird (8). Das 
Ziel, das mit diesen Versuchen erreicht werden soU, Wird 
angesichts der Entwicklung Westdeuuchlands zu einem 
Monopol- und Militärstaat Immer deutlicher: es gUt, den 
Weg frei zu machen für eine neue Großmachtpolitik impe­
rialistischen und militaristischen Charakters. Die Abwer­
tung der Potsdamer Beschlüsse als "typische Krie.gsvereln­
barungen" und das Bestreiten Ihres völkerrechtlichen Ver­
tragscharakters bzw. Ihre aUenfallslge Anerkennung als 
Regierungsvereinbarung wird gekoppelt mit der in diesem 
Zusammenhang falschen Berufung auf das Selbstbestim-

6 

mungsred1t der Völker und das Interventlonsverbot in 
innere Angelcgenht:lten. Demgegenüber Ist festzustellen; 
dle potsdamer BeschHisse eneugen Rechte und PHicilten 
tor daS deutsche Volk und seine kUnftigen deutschen Or­
gane; sie wenden allgemeln anerkannte Grundsätze des 
Völkerrechts - Aggre.ul.onsverbot, Kriegsächtung und 
Recht auf Selbstbestimmung - auf die spezlfisch deutsche 
Situation an, nachdem das deutsche Monopolkapital und 
seine Verbündeten 1m Generalstab und Junkertum die 
Welt zweimal In einer Generation In ein Meer von Blut 
und Tränen gestürzt. hatten; Selbstbestimmungsrecht im 
Zusammenhang mit den Potsdamer BeschlOssen bedeutet 
tür das deutsche Volk Verwirklichung seiner demokraU­
schen Rechte und Freiheiten zur Ausschaltung des deut­
schen ImperlaHsmw und Mllitari.5mus; einzelne Punkte 
der Potsdamer Beschlilssc sind überholt, aber nach wie 
vor bleiben für die vier Großmächte und die beiden deut­
schen Staaten als Vertreter Deutschlands die großen 
Grundprinzipien verbindlich, wie: dIe Wiedervereinigung 
Deutschlands, das Verbot der Schaffung el.ncr neuen 
aggressiven Wehrmacht, die Demokratlsierung In Staat 
\,Ind WJrtsdlaft. 

PolSdam örrnete dem deutsdten Volk das Tor 
zur nationalen Selbs tbestimmung 

Dc!r zweite Weltkrieg Lst um mehr als nur die militä­
r ische Niederlage Deutschlands und seiner Verbündeten 
geführt. worden. Im Intercsse des künftigen Weltfriedens 
war die politische Umgestaltung Deutschlands zu einem 
demokratischen und friedliebenden Staat vordringlich ge­
worocn. Die Ca.!lablanca-Fonnel von der bedingungslosen 
Kapitulation Deutschlnncb und die ihrer Ausgestaltung 
dienenden BeschlUsse von Teheran (9) und Jalta (10) 
hatten neben ihrem spezJtlsch militärischen Charakter 
noch eine besondere poUtLsche Bedeutung, nämlich diese: 
Deutschlnnd darf nicht wieder militärisches Machtz.cntrum 
werden. Die rechtlich verpfiichtende Kratt der Gasablanca. 
Fonnel, die In Karlshorst, Berlln und Potsdam näher um­
rissen wurde, Jag wegen Ihrer Bedeutung für die künftige 
FriedcnS!lcherung nicht nur In der Macht der Sieger, son­
dern auch und vor allem 1m Rechtsbewußtsein derMensch­
heit. Die Menschheit forderte Frieden durch Vernichtung 
des deutschen Imperlnllsmus, Mllltarismus 'lmd Fasch!s­
mus, und das deutsche Volk forderte ein gleiches, um, be-
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!reit von imperialistischen, militaristischen und faschisti ­
schen Fesseln, sich einen wahrhaft demokratischen und 
friedliebenden Staat aufbauen und damit die .historisch 
notwendige bürgerlich-demokraUsche Revolution in 
Deutschland vollenden und den Aufbau des Sozialismus 
einleiten zu können. Die Potsdamer Beschlüsse setzten 
zwar nicht die sozialLstIsche Umgestaltung Deutschlands 
auf die Tagesordnung; aber es unterliegt keinem Zwel1el, 
daß ihre Gnmdprlnz.lplen ihre endgUltige und folgend!­
öge Verwirklichung Im Sozialismus finden. 

Entsprechend diesen demokratischen, antiimperiallsti­
sehen, anUmllltansUschen und antifaschistischen Ziel­
setzungen der Potsdamer Vereinbarungen ist zunächst von 
den vier Großmächten gemeinsam in Deutschland und von 
jeder Großmacht allein In Ihrer Besatzungszone gehandelt 
worden. Mit HiUe deutscher antitaschistisch-demokrati­
scher Kräfte wurde der In Potsdam In seinen Einzelheiten 
festgelegte sozialökonomische Strukturwandel als Voraus­
setzung f·Ur den staatlichen Neubau eingeleitet; konse­
Quent verwirklicht wurde er allerdings nur in der sowjeti­
schen Besatzungszone. Die drei Westmächte begannen als­
bald eine andere, von den Viermächtevereinbarungen 
wegführende Politik. 

Die Spaltung Deutschlands - ein Werk der USA und 
Ibrer westdeutschen Verbündeten 

Die unter USA-Einfluß bald nach der Kapitulation ein­
getretene veränderte Haltung gegenüber dem emstlgen 
sowjetischen VerbUndeten führte dazu, daß die westuche 
Seite von den vereinbarten Zie lseh:.ungen mehr und mehr 
abrückte. Spätestens nach der VerkUndung der Truman­
Doktrin im Jahre 1947 mlt ihrem Anspruch auf die USA­
HerrschaIt In der Welt wird dieses Verlassen der gemein­
samen Plattform durch die drei Westmächte ganz deutlich. 

Das Gesamtziel der amerikanischen Deutschland-Politik 
nach 1945 bestand darin, Westdeutschland mit seinem 
Menschen- und Wlrtschalispotential in die weltweite Front 
gegen die Sowjetunion und das soualistische Lager einzu­
beziehen. Insbesondere kam es den USA d"rauf an, West­
deutschland in die 1949 begründete NATO (11) einzube­
ziehen und diese durch den westdeutschen Soldaten mjt 
seiner "Osterfahrung" zu stärken. Ein weiteres Teilziel 
war, Westdeutschland in das unter amerikanisdler Fern­
lenkung stehende sogenannte "Integrierte Europa" (12) ein-

8 

j 

%ugliedern. Diese Bestrebungen der USA-Politik ent­
s~rachen den Absichten des deutschen Monopolkapitals. 
Sie hotrten - un~ wurden In ihren HOffnungen nicht ge­
Id~t -, daß ein enges Bündnis mit den hcrmchenden 
KrelSCn der USA ihre durd! die Potsdamer BeschlUsse be­
drohte Position stArken, den alten Staatsapparat als In­
stru~ent Ihrer Macht Wiederherstellen und die anti­
!a.sdllstisch~cmokratische Entwicklung Deutsdtland I 
Si~ne der Vereinbarungen von Potsdam verhl;der~ 
würde. Den Preis - die Spaltung Deutsdtlands dJ 
deutsche Au! "At ' e west-r..., ung, die Eingliederung in die NATO die 
Beseitigung der demokratischen Freiheiten _ ware~ sie 
zur Erhaltung ihrer Klassenhernchalt zu zahl be 
und bezahlten ihn auch. en reit 

Nur auf diesem Hintergrund ist die weitere Entwick_ 
lung und die verhängnisVOlle Rolle der amerikanischen 
und der westdeutschen Politik In der Frage der deutschen 
Wiedervereinigung, die unterschledlJd'te Entwicklung In 
Deutsch}~hnd und seine Spaltung In zwei deutsd'te Staaten 
zu vers..: en. 

Ohne die Spaltung Deutschlands In ihren Einzelheiten 
~chzejchnen zu Wollen, selen als ihre wie h t i g s te n 

appen kurz hervorgehoben (1 3): 

~~tel1u~~dzon~bereh.1sha?er General Clay ordnet die 
I er par.abonshelerungen an die Sowjet-

un on aus westdeutschen Demontagen an. 
USA-Außenminlste.r Byrnes bestr . '. 
FUnkti0lnsf~lgkelt des KOntTol1rat~~~ l~be~~!~ga;:a~~~ 
or~ns Gutschland und entfesselt mit seinem ZWeifel 
~'~n~~m~u.Jehung gegenüber Polen einen neuen Re-

1947 - Wirtschaftliche Vereinigung der amerlk . ch 
und britischen Zone zur sogenannten Bi-Zone anLS en 
1948 - aul ?er DeutschIandkonIerenz Belgi~ns Frank­
reichs, Großbntan~lens, Luxemburgs, der Niederl~de und 

g:~l~~~~~na~~e~og~~~nnten .Londoner Empfehlungen 
Westslaates abzielen. e I ung eIßes separaten deutschen 

• 
separate Währu~relorm in Westdeutschland, obwohl be-

~~ä~05~~~e~~~~~chteabkommen über die Haupt-
reform eruelt worden war.en gesamtdeutschen Währungs-

~~~n~e~i!s;:~:laf~en::m'schen Rates" zur Ausarbeitung 
paratstaat. r en geplanten westdeutschen Se-

19~9 - Gründung der Bundesrepublik. 

• 



Die Ulhlreldlen Versudle der Sowjetunion, au!' den 
Außenministerkonferenzen der vier Großmädlte In den 
Jahren 1947 b~ 1949 zu einem Friedensvertrag mit Deutsch­
land :tu kommen, wurden unter amerikanlschem Druck 
von westlicher Seite vereitelt. Audl die späteren Be­
mühungen der SowJetunlon, über einen Friedensvertrag 
zur Vereinigung der belden deutsdlen Staaten zu kommen 
- erinnert sei an die sowjetischen FrledensvertTags­
vorsdlläge von 1952 und 1958 -, blieben angesldlts der 
ablehnenden Haltung Washlngtons und Bonns erfolglos. 

Diese aggressive, den völkerredlUldlen Prinzipien der 
frledllchen Koexistenz der Staaten und des Selbstbestim­
mungsredlts der Völker widersprechende USA-Politik hat 
dazu gefUhrt, daß am 7. September 1949 die Bundes­
republIk Ins Leben trat. Am 7. Oktober 1949 grQndeten 
die demokratischen und patrioUsdlen Kräfte die Deutsche 
Demokratlsche Republik, um 1m östlichen Teil Deutsch ­
lands kein polltlsches und. völkerrechtliches Niemandsland 
entstehen zu lassen. Die Deutsche Demokratische Republik 
hatte bereits bei ihrer Gründung die polltlsdlen und wirt­
schafWdlen BedIngungen, die dIe Potsdamer Beschlüsse 
dem deutschen Volk zur AUSl"ottung des MllItarlsmus und 
seiner ökonomischen Wurzeln auferlegten, durdl eine 
Reihe grundlegender demokratischer Umwälzungen (Boden­
re1onn, Justiz.refonn, Schulreform u. a.) erfüllt und konnte 
damit den Anspruch des deutsdlen Volkes auf Gewährung 
eigener Staatlidlkelt wenigstens In diesem Teil Deutsch­
lands verwirklichen. Die Deutsche Demokratische Republik 
kann sIch daher vor der Welt ab der rechtmäßige 
d e u t s ehe S t a a t bezeichnen (14), weil sie auf ihrem 
Gebiet die Potsdamer BesdllOsse, das nationale Selbst­
bestimmungsrecht des deutschen Volkes in voller demo­
kratischer Legitimität und die hlstorlsche GesetzmäßIgkeit 
der gesellschaftlichen Entwicklung in Deutschland ver­
wirklidU hat. 

Aus der ETkenntnis heraus, daß eine friedliche und de­
mokratische Entwicklung letzUlch nur In einer von Aus­
beutung und antagonlstisdlen Klassengegensätzen freien, 
d . .h. sozlnllstlsdlcn Gesellschaftsordnung endgültig ver­
wirklicht werden kann, hat die in der Deutsmen Demo­
kratischen Republik geeinte Arbeiterklasse im Bündnis 
mit den werktätigen Bauern und allen übrlgen fortschritt­
lichen Krlltten den Weg des sozialistischen Auf­
bau 5 In der Deutschen Demokratischen Republlk be-
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sdlrltt.en. Den Sieg des Sozialismus in ganz Deutsdlland. 
zu erringen, ist die historische Aufgabe, die vor der deut­
schen Arbeiterklasse als der Trägerin des gesellschaft­
IIdlen Fortschritts Hegt. De-r Aufbau des Sozjallsmus In 
Westdeutschland Ist aber keine Vorbedingung für die 
deutsche Wiedervereinigung. Ober den Aufbau des So­
:dallsmus in ganz Deutschland wird das deutsdIe Volk 
entscheiden, wenn die notwendigen Voraussetzungen her­
angereift sind und die Einheit der deutsdlen Arbeiter­
klasse hergestellt Ist. 

Beide deutsche Staaten waren In der Ausübung Ihrer 
staatlidlen Funktionen zunädlst gewissen Besdlränkungen 
durch die Besatzungsmächte unterworfen. Diese Beschrän­
kungen sind in helden deutschen Staaten nach und nach 
abgebaut worden, so daß sie heute als sou ver ä n e Staa­
ten vor uns stehen - allerdings mit einem bezeichnenden 
Unterschied: während die Deutsche Demokrat.i5dle Republik 
über die deutsche Frage aus eigener ZuständIgkeit und 
eigener Entscheidung verhandeln kann - beim. Abschlußdes. 
Warsdlauer Vertrages 1955 (l5) wurde dies ausdrück.Hch 
festgeslelit-, besitzt die Bundcsrepubllk dieses Recht nicht, 
wie sich aus den Pariser Verträgen von 1954 (16) ergibt. So 
heißt es in Artikel 2 des sogenannten Deutschland-Ver­
Irages, daß sich Frankreich, Großbritannien und die USA 

"die bisher von Ihnen aUßi'CÜbten und innegehabten Rechte 
\md VerantwortlicbkeHen in bezug auf BetUn und 
Deutschland als Gam;cs einschließlich der Wle­
derverelnllung Deutschland.s (Hervorhebung 
vom Verlas8er) und einer frtlldensvertr.l.glicbcn Regelung 
vorbehalten. ~ 

Wie sich die derzelUgcn verantwortlichen Staatsmännf'r 
und Politiker der drei Westmächte und der Bundes­
republIk die Wiedervereinigung Im Endstadium vorstellen. 
CTglbt sldl aus Artikel 7 (2) des Deutschland-Vertrages, In 
dem die Rede ist von einem wiedervereinigten Deutschland, 

.,das eine trelhel.Wche, demokrnt1sche Verfassung, AhnUch 
wie die Bunde!:lrcpubllk. besltzl und dllS in dle Europlll&che 
GemeInschart 1ntellTlert Ist." 

FrclheiWch-demokratlsdie Verfassung - das Ist die 
tarnende Umschreibung für die Herrschaft der Monopole 
und Junker 1m wledcrv'!rre1nigten Deutschland und den 
Abbau der sozialistischen Errungenschaften In der Deut­
sdlen Demokratischen Republik. Integration in die so­
w:-nnnnte Europäische Gemeinschaft - das Ist die Aus-
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löschung nationaler Unabhängigkeit und die Unterwerfung 
unter das Washlngtoner Diktat. 

Das Verhältnis zu den Besatzungsmächten ist in beiden 
deutschen Staaten seit 1949 auf vertraglicher Basis weiter. 
entwickelt worden. Heute Ist die Lage so, daß die Truppen 
dieser Mächte nicht mehr als unmittelbares Ergebnis des 
Krieges, also kraft Kriegsrecht, sondern auf vertraglicher 
Grundlage als Truppen eines verbündeten Staates in je-­

dem der beiden deutschen Staaten stationiert sind. Bel 
einer solchen Feststellung darf natürlich weder der unter. 
schiedliche Charakter der stationierten Truppen noch die 
unterschiedliche politlsche Begründung für ihre Stationie. 
rung außer acht gelassen weroen. In der Bundesrepublik 
sind gegenwärtig amerikanische, belgische, britiscl1e, fran. 
zösische und kanadische Truppen auf Grund der Pariser 
Verträge von 1954 und als Folge der weltweiten aggres­
siven Mobilisierung militärischer Stärke gegen das so· 
zialistiscl1e Lager stationiert; die Da.uer ihrer Stationierung 
ist unbefristet. In der Deutschen Demokratischen Republik 
stehen vorübergehend sowjetische Truppen auf Grund des 
Warschauer Vertrages von 1955 und der Moskauer Ver­
einbarungen zwischen der Deutschen Demokratischen Re­
publik und der Sowjetunion von 1955 (17) zum Scl1utz der 
Deutschen Demokratischen Republik gegen eine,. militä· 
rische Aggression und damit zum Schutz des sozialistischen 
Lagers überhaupt. Die Sowjetunion ist, Wie sie mehrfach 
erklärt hat, sofort bereit, ihre Truppen aus der Deutschen 
Demokratischen Republik zurückzuziehen oder nach Stärke 
und Ausrüstung streng zu limitieren, wenn auch die West­
machte bereit sind, ihre Truppen aus Westdeutschland 
abzuziehen oder zu begrenzen. 

Als Ergebnis läßt sich festhalten: Wir haben heute auf 
deutschem Boden zwei souveräne Staaten mit ur.terschied· 
licher sozialökonomischer Struktur und dementsprechend 
mit unterschiedlicher Entwiddungstendenz: im Osten einen 
volksdemokratischen Staat, eine Arbeiter- und Bal!ern­
macht, die Deutsche Demokratische Republik, die sid1 ent· 
sprechend den historischen Gesetzmäßigkeiten zum So­
zialismus hin entwickelt, und im Westen einen bürger­
lichen, autoritären, klerikal-faschistismen Staat, die 
Bundesrepublik, die sich zu einem neuen, gefährlichen 
imperialistischen und militärischen Machtzentrum in 
Europa entwickdt, wie sich angesichts der anglo-amerika­
nismen Aggression im Nahen Osten deutlich zeigte. An-

12 

, 

zumerken bleibt, daß die Bundesrepublik ihre offizielle 
Bezeichnung nBundesrepublik Deutschland" zu Unrecht 
trägt. Die Bundesrepublik ist nicht "Deutschland~. Deutsch­
land - das ist staatlich gesehen heute D e u t s ehe D e­
mokratische Republik plus Bundesrepu­
bl i k. Mit Recht weist daher der .bekannte, kürzlich ver· 
storbene westdeutsche Staatsrechtslehrer Professor Giese 
darauf hin, -daß die Bezeichnung "BundesrepublIk 
D e u t s chI a n d" falsch ist und der westdeutsche Staat 
allenfalls "westdeutsche Bundesrepublik in Deutschland" 
beißen dUrfe (18). 

Die Rechtslage Deutschlands 

Ein Staat ist in formeller Hinsicht ,....- nicht im materiel­
len Sinne einer sozialökonomischen Strukturwandlung mIt 
einer neuen herrschenden Klasse - untergegangen, wenn 
mindestens eines seiner drei Elemente - Volk, Gebiet und 
Staatsgewalt - untergegangen ist. Von diesen drei Ele­
menten ist 1945 die selbständige deutsche Staatsgewalt 
- und damit das Deutsche Reich - untergegangen; es ist 
damit untergegangen als Staat Im Sinne des Völker· 
rechts - als Staat im Verhältnis zu anderen Staaten -
und als Staat im Sinne des Staatsrechts - als Staat im 
Verhältnis zu seinen Bürgern. Diese, der Realität allein 
gerecht werdende Auffassung, die sogenannte Dis k 0 n­
tlnuitätstheorie, wurde u. a. vom Obersten Ge­
richt der Deutschen Demokratischen Republik in seinem 
Urteil vom 31. Oktober 1951 (19) begründet, das den völli­
gen Untergang des Reiches mit der Kapitulation feststellt. 
Diese Aulfassung wird auch von namhaften amerika­
nischen und westdeutschen Juristen (20) vertreten. Sie Ist 
allerdings nicht unbestritten. Der These vom Untergang 
des Deutschen Reiches, deren stärkste Stütze die effektive 
Situation nam der Kapitulation vom 8. Mai 1945 ist, steht 
die andere Auffassung gegenüber, die den Fortgang des 
Reiches nach 1945 bejaht. Das Weiterbestehen deutscher 
Staatlichkeit nach 1945 wird staatstheoretisch unterschied­
lich begründet; neben der These von der Fortexistenz 
eines deutschen Staates als eines "leeren Mantels" steht 
die Auffassung von einer Art Treuhandschaftsverwaltung 
oder "Gebrechlichkeitspflegsmaft" durch die vier Be· 
satzungsmächte oder durch die deutschen Länder. Giese 
gelangt zu loI.gender Einschätzung (21): 
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,!Dle VorstellWlgen von nlhender Staatsgewalt des 
~e!chea oder tellstaatlicher TreuhandsdlaU für das Reich 
smd kühne Konstruktionen, ja wirklichkelts!eme Fik_ 
tionen (Unten;tellWlgen), die vielleicht politisch gut ge. 
meint, aber juristisch kaum haltbar sind." 

Wenn das Deutsme Reich 1945 untergegangen Ist, Was 
ist dann von 1945 bis 1949 an seine Stelle getreten? Sogar 
derjenige, der den Fortbestand des Deutschen Reiches be­
jaht, muß fragen, wie die oberste Gewalt der vier Be­
satzungsmächte rechtlich zu bewerten ist. In der Rechts_ 
wissenschaft .hat sich zu diesen Fragen keine einheitliche 
Meinung herausgebildet; Vorstellungen von einem Ko­
imperium oder einem Kondominium der vier Besatzungs... 
mächte ringen hier ebenso miteinander um die Vorherr_ 
schaIt wie die Auffassung von einer kriegsrechtlichen Be­
satzungsgewalt eigener Art oder einer neuen Form inter­
nationaler Verwaltullg, einem "unicum" ohne historisches 
Vorbild. Da die überkommenen Begriffe des Völkerred:Jts 
dem besonderen Charakter des zweiten Weltkrieges als 
eines 'weltweiten, die ganze Menschheit bewegenden anti­
fasdllstischen Befreiungskrieges nach Eintritt der Sowjet­
union in den Krieg sowie der Aufgabe der Alliierten, 
Deutschland zu einem demokratischen und friedliebenden 
Staat umzugestalten, nicht ohne weiteres gerecht werden, 
befindet slm die Völkerrechtswissenschaft hier .in f'iner 
schwierlgen Situation, in einem "rechtlichen Dilemma" (22). 

Heute haben diese Fragen an Bedeutung und Aktualität 
verloren, nachdem es seit 1949 zur Entstehung von zwei 
Staaten auf deutschem Boden gekommen ist. Tatsache ist, 
daß das Deutsche Reich nicht mehr besteht. An seine 
Stelle sind zwei selbständige deutsche Staaten, jlc 
Deutsche Demokratische Republik und die Bundesrepubllk. 
getreten. K ein e r von heiden kann Identität mit dem 
Deutschen Reich geltend machen. Dennoch wird der An­
spruch erhoben, mit dem Deutschen Reich in seinen alten 
Grenzen, z. B. von 1937 oder gar von 1940, gleichgesetzt 
zu werden. Diese von westdeutscher Seite offiziell 
vertretene Auffassung (23) hat zur Folge, daß der andere 
deutsche Staat, die Deutsche Demokratische Republik, als 
widerrechtlich existierend und als Usurpator 8n,gesehen 
wenien soll, den es zu vertreiben gelte - die "juristische" 
Begründung für eine Politik, deren Gefährlichkeit außer 
Zweitel steht! 

Die Theorie von den belden neuen deutschen 
Staa ten - ni ch t zwei deutsche Teil staaten! - wird 
a 11 ein der tatsächlichen Situation gerecht und wird sich 

In Zukunft als die herrschende Theorie erweisen weil sie 
der Praxis als dem Kriterium für die Richtigkeit jeder 
Theorie entspricht. Vocke kommt bei seiner Analyse der 
Theorien über Deutschlands RedJtslage zu folgendem Er­
gebnis (24); 

"Die deutsche Wirklichkeit bewegt sich Wlleugbar aut 
die Situation zu, die die Zwei-Slaaten-Theorle heute schon 
als gegeben erachtet ... So wird allmählich aus einem 
Teilstaat ein selbständiger Staat aus der Teil-Staaten­
Theorie die Zwei-Staaten-Theorie~Q 

Vocke weist ferner darauf hin, daß sim im westlichen 
Ausland die Zahl der Autoren merklich mehrt, die von 
zwei unabhängigen deutschen Staaten sprechen. Be­
merkenswert ist auch, daß die französische Regierung aln 
6. Dezember 1954 im Zusammenhang mit der Interpreta­
tion der Londoner Schlußakte vom 3. Oktober 1954 er­
klärte, daß sie die Bundesregierung "weder de jure noch 
de .facto als Regierung ganz Deutschlands" anerkennt. 

Wenn die Feststellung getroffen wird, daß das Deutsche 
Reich untergegangen ist und heute zwei deutsche Staaten, 
die Deutsche Demokratische Republik und die Bundes­
republik, bestehen, von denen keiner mit dem unter­
gegangenen Deutschen Reich identisch ist, so 'bedeutet 
diese Feststellung jedoch nicht, daß keinerlei Beziehungen 
zwischen ihnen und dem Deutsctlen Reich bestehen. Sie 
sind im Verhältnis zu anderen Staaten gleichsam als Erben 
des untergegangenen Deutschen Reiches anzusehen; sie 
sind im Verhältnis zu Drittstaaten die Folge- und Neu­
staaten des untergegangenen Vorgänger- oder Altstaates. 
Als Folgestaaten haben die Deutsche ' Demokratische Re­
publik und die Bundesrepublik nach allgemeinen Grund­
sätzen des Völkerrechts in bestimmte Rechte und Pfiichten 
des untergegangenen Deutschen Reiches einzutreten (251. 

Das deutsche Volk ist immer noch mit der KriegsschUld 
und den sich daraus ergebenden Verpflichtungen belastet. 
Diese Schuld muß von beiden deutschen Staaten getragen 
werden. Ihre Regelung erfolgt normalerweise in einem 
Friedensvertrag, kann aber schon vorweggenommen wer­
den. Die Deutsche Demokratische Republik ist bereit, über 
derartige Fragen mit den interessierten Staaten zu ver­
handeln. Das gilt nicht nur für die Frage der Behandlung 
ausländischen Vermögens in der Deutschen Demokratischen 
Republik, sondern auch mr die Behandlung deutschen 
Vermögens im Ausland Als Schweden und Osterreich 
einteilig mit der Bundesrepublik über dIe Rückerstattung 



beschlagnahmten deutschen Vermögens Vereinbarungen 
traten, machte die Regierung der Deutschen Demokra. 
tischen Republik sowohl die schwedische als auch die 
&terrelchlsche Regierung auf die Tatsache der ExilItenz 
von zwei deutschen Staaten aufmerksam, die belde Rechts-­
nach1'olger des ehemaligen Deutzlchen Reiches sind; in der 
Note an die österrelchisc:he Regierung vom 17. April 1957 
wurde darauf verwiesen, daß aUe Fragen über das ehemals 
deutsche Vermögen in Osterreldl nur .. entweder unter 
Mitwirkung der helden deutschen Staaten gemeinsam ~r 
mit jedem deutschen Staat In gleicher FormM geregelt 
werden können. 

Zwei· und mehrseltlge Verträge des trilheren Deutschen 
Reiches sind erloschen, können aber durch Vereinbarung 
wieder In Kraft gesetzt werden. ZwelselUge Verträge des 
Deutschen Reiches ilber Grenzmarkierung, Flußschiffahrt 
und Eisenbahnverkehr·gelten für beide deutschen Folge-­
staaten hinsichtlich des sie betret!enden Teiles weiter; 
dieser Grundsatz von der lokalen oder regionalen Ver· 
tragswirkung kann u. U. auch bei mehrseIUgen Verträgen 
zur Geltung kommen. 

Insgesamt bedürfen die völkerrechtlichen Folgewlrkun· 
gen aus dem Untergang des Deutschen Reiches nodl der 
vertraglichen Regelung, da es eine automatische Unl:versal­
nachfolge nicht gibt, sondern die Nachfolge in einzelne 
Rechte und PflIchten In Jedem Fall gesondert geprillt und 
geregelt werden müssen. 

Von westallIierter und westdeutscher Seite wird der 
Deutschen DemokraUsdten Republik die Staatsqualltät ab­
gesprochen (26). Es wird die Meinung vertreten, nur die 
Bundesrepubllk könne als Staat angesehen werden. 

Von einem Staat können wir dort und dann sprechen, 
wenn neben den materiellen Voraussetzungen - Menschen 
und Gebiet - wirksame Staatsgewalt als wesentlichstes 
Element des Slaalsbegrlt'fs vorhanden Ist. Erst die Staats­
gewalt, d. h. die insUtuUonlerte und organlslerie Herr­
schart einer Klasse, macht das Wa<>en des Staates aus wld 
hebt den Staat von nichtstaatlichen Organisationen ab. -
Unter diesen Gesichtspunkten haben wir auf deutschem 
Boden zwei Staaten: die Deutsche Demokratische Republilt 
mit der Staatsgewalt der Arbeiter und Bnuem und die 
Bundesrepublik mit der Staatsgewalt der BourgeoisIe_ 
Diese Tatsache knnn von niemandem ernstllch In Zweifel 
gezogen werden. Trotz dieser klaren Sa!=h- und Redltslage 
wird von wesldeulscher Seite der Deutschen Demokra-
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tiSchen Republlk der Staatscharakter abgesprochen. Es 
wird behauptet, -nur das Gebilde könne als Staat be­
zeichnet werden. das seine Staatsgewalt demokrat!.s.:h 
legitimieren könne - und In der ,.5owjetzone" oder der 
.,sogenannten Deutschen Demokrati.&c:hen Republik" könne 
davon angeblien keine Rede sein. 

Daß der Begrlfl' der Oemomtle unterschiedlich aus­
gelegt wird, !.st bekannt. Den Begriff der Demokratie allein 
aul Wahlsysteme oder den Parlamentarismus ohne Be-­
rüdtslchtigung der KlassensituatIon und der Macht­
verhältnisse in einem Staat reduzieren zu wollen, 1st an­
gesichts der Tatsache, daß ein Drittel der Menschheit zu 
neuen demokratischen Formen Im staatlichen Leben mit 
neuem Inhalt auf Grund neuer sozialökonomischer Ver­
hältnisse gelangt Ist, nicht mehr länger haltbar. Die 
Staatspraxi.<: und die w1ssenschaftllche Theorie fragte und 
Cragt daher In wachsendem Maße nicht nach dem Ursprung 
und Charakter der Staatsgewalt, sondern allein nach 
seiner Wirksamkeit. Staat Ist dort, wo Staatsgewalt 
als oberste Gewalt effektiv ausgeübt wird. Tatsache Ist, 
daß In beiden deutschen Staaten solche oberste Gewalt 
vorhanden ist. 

Was die demokratische Legitimation anbelangt, 80 darf 
die Deutsche Demokratische Republik fUr sich ins Feld 
lUhN!n, daß In Ihrem Raum die werktätigen Klassen weil 
sUlrker als In der BundesrepublIk In das staatliche Leben, 
d. h. In die Handhabung staatlicher Macht, eingeschaltet, 
Ja zu den Trägern derStaatsmadltgeworden sind. Das Wort 
Arbelter- und Bauemmadlt" in der Oeutsdlen Oemokra­

Üadlen Republik kennzeichnet eine Realität. In der 
ßundesrepublik dagegen kann nicht Im enUerntcsten da­
von die Rede sein, daß Arbeiter und Bauern, die zahlen­
müßig stärksten Gruppen der Bevölkerung, in einem Ihrer 
Sttlrke entsprechenden Verhtlllnb an der Machtawübung 
bete!llgt waren. In der Deutschen Demokratlschen Re-­
publik geht die Macht vom werkUiUgcn Volk aWj Sie Ist 
dnher auch demokrutlsch legitimiert. 

Aw dieser Feststellung von der E f le k t I v 1111. t Ib~l· 
der deutscher Slaatsgewalten folgt zugleich ihre V ö I ke r­
rc e h ts 8 U b j e k t I v I tft t, d. h.: heide deutsche Staalen 
sind von Rechts wegen Subjekte de.'l Völkerredlb und da­
mit Mitglieder der Völkergemeinschaft mit aUen fUr sie 
daraus entspringenden Rechten und Pflichlen, und zwar 
unabhängig von der ZustJrnmung anderer Staaten. DIe 
übrigen Mitglieder der Völkerrecht.sgemeinschalt sind da-
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her verpflichtet, ihre Souveränität zu achten. Die offizielle 
diplomatisdle Anerkennung mit dem Austausch diploma_ 
tischer Vertreter ist dann nur noch nachträgliche An­
erkennung eines bereits vorhandenen Rechtsstatus. Diese 
sogenannte de-jure-Anerkennung hat einen lediglich :le­
klaratorlschen Charakter. Die de-jure- und de-facto­
Anerk~nnung sind graduelle Ausdrucksformen des poli­
tischen Kampfes in der internationalen Arena und dlarak­
terisieren den jeweiligen Stand der zwischenstaatlidlen 
Zusammenarbeit. Aber nie wird durch eine de-facto- oder 
de-jure-Anerkennung die Völkerrechtssubjektivität eines 
Staates selbst hergestellt. 

Es gibt eine Anzahl westlidler Völkerrechtswissenschaft­
ler (27), die der Meinung sind, daß ein Staat erst mit der 
Anerkennung durch andere Staaten ein souveränes Mit­
glied der Völkerrechtsgemeinschaft wird. Diese Autoren 
vertreten die sogenannte konstitutive Theorie (28), die, 
auf eine kurze Formel gebradlt, sagt, daß ein neuer Staat 
erst mit der Anerkennung durch die alten, schon be­
stehenden Staaten als Völkerrechtssubjekt konstituiert 
wird. Diese Theorie geht von der Vorstellung aus, daß die 
Völkerrechtsgemeinschaft der Altstaaten einen "closed 
club" (29), einen geschlossenen Klub, bildet, in den ein 
Neustaat nur mit Zustimmung der Altstaaten aufgenom­
men werden kann. Die Altstaaten werfen sich damit zum 
Richter Ober die Neustaaten auf. Das widerspridlt dem 
Prinzip staatlicher Souveränität, die gleichzeitig das 
Prinzip der Aperkennung staatlicher Gleichheit und 
Gleichberechtigung ist. 

Die Praxis ist über diese Theorien hinweggegangen: die 
Deutsche Demokratische Republik wird gegenwärtig In 
der einen oder anderen Form (Austausch diplomatischer 
Vertretungen, konsularischer Vertretungen oder Handels­
vertretungen) von Staaten International anerkannt, die 
etwa die Hälfte der Menschheit repräsentieren (30). Die 
internationale Bedeutung und Anerkennung der Deutschen 
Demokratischen Republik ist eine Tat s ach e und kann 
ernstlich nicht mehr bestritten werden. 

Wenn in übereinstimmung mit den tatsächlichen Ver­
hältnissen und der Rechtslage die Deutsche Demokratische 
Republik und die BundesrepublIk souveräne Staaten sind, 
dann regeln sich die Beziehungen zwischen ihnen nach 
Völkerrecht. Das bedeutet, daß es sich um ein fr 1 e d­
liehes Nebeneinander beider deutscher Staaten 
handeln muß, das von gegenseitiger Achtung und Gleich-
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berechtigung. von Nichteirunischung in die inneren An­
gelegenheiten des anderen, von friedlichem Nebenein­
ander und vom Nichtangri1! beherrscht sein muß. 

PDlcht zur WIedervereinirrung 

Die Deutsche Demokratische Republik und die Bundes­
republik sind jedoch nicht irgendwelche nebeneinander 
existierenden Staaten. Sie sind zwei d e u t s ehe souve­
räne Staaten. Sie haben Ober die Pflicht der friedlichen 
Koex.istenz hinaus die historische und nationale Pflicht, 
die staatliche Einheit des deutschen Volkes wiederherzu­
stellen. Präsident Wilhelm Pleck forderte In diesem Sinne 
am 11. Oktober 1949 die Politiker der Bundesrepublik aul, 

"gemeinsam oder nebeneinander den nationalen Interessen 
des deutschen Volkes zu dienen ... Wenn das von der 
westdeutschen Bundesregierung und vom westdeutsc:hen 
Bundestag geschieht, dann werden wir uns einander 
nähern und schließlich die Spaltung DeutschLands be­
seitigen." 

Bundeskanzler Dr. Adenauer wußte darauf nichts an­
deres zu erwidern als den Ausschlleßlichkeitsstandpunkt 
hervorzukehren, der die Deutsdle Demokratische Republik 
zum unerlösten, noch zu befreienden Irredentagebiet (31) 
erklärt; er führte am 21. Oktober 1949 vor dem Bundes­
tag aus : 

"Die Bl.IDdesrepublik Deutsdlland ist ... die allclrtige, 
legitimime staatUche Organisation des deutschen Vol­
kes ... Die Bundesregierung Deutsc:hland Ist allein be.fugt, 
für das deutsche Volk zu sprechen. M 

Vor beiden deutschen Parlamenten und Regierungen 
steht die Aufgabe, miteinander in Verbindung zu treten, 
um der Wiedervereinigung zu einem einheitlichen, fried­
liebenden, demokratischen Staat näher zu kommen. Jeder 
unvoreingenommene Beobachter muß zugeben, daß die 
Deutsdle Demokratische Republik es hierzu an Versuchen, 
mit der Bundesrepublik ins Gespräch zu kommen, nicht 
hat fehlen lassen. 

Bei der Herstellung der staatlichen Einheit des deutschen 
Volkes handelt es sich jedoch nie h t darum, Ir gen d­
ein e Einheit 'herzustellen. Es muß vielmehr eine ga n z 
bestimmte Einheit hergestellt werden, die gewähr­
leistet, daß der neue deutsche Staat kein mlHtaristlscher, 
aggressiver Obrigkeitsstaat einer verhängnisvollen Ver­
gangenheit, sondern ein fr I ed I i e ben der, dem 0 -
k ra ti s ehe r Staat ist. Das deutsdIe Volk hat eine Ver­
pßichtung gegenüber den Völkern Europas zu erfüllen und 
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muß seinen Staat nach solchen Prlnz.lp len einrichten, wie 
sie in den Potsdamer Besdllilssen verbindlich festgelegt 
worden sind. 

Die Lösung dieser Aufgaben wird dadurdl erschwert, 
daß In West.deutschland der deutsche Imperialismus als 
engster Verbündeter des amerikanischen Imperialismus 
wiedererstanden ist und Westdeutschland zum Zentrußl 
der Atomkriegsgefahr In Europa gemacht hat. Dieser Ge· 
fahr kann nur durdl den entschlossenen Volks · 
kam p f unter der Führung der deutschen A r bel te r­
k las s e begegnet werden. Ziel dieses Kampfes muß es 
sein, in Westdeutschland eine bürgerlich-demokratische 
Ordnung (32) zu e rrichten, die auf jmperlalistische Be­
strebungen verzidllet und sich für die Erhaltung des Frie_ 
dens einsetzt. Die deutsche Arbeiterklasse ist oheute der 
Träger des nationalen Gedankens geworden. Sie ist im 
Bunde mit den demokTatischen und fortschrittlichen 
Kräften der Bauern und des Bürgertums dazu berufen, 
die staatliche Einheit unserer Nation wiederherzwtellen. 

Trotz vieler SchWierigkeiten auf dem Wege zu diesem 
Ziel bietet sich eine reale Möglichkeit zur deutschen 
Wiedervereinigung - der Weg ·über einen deutschen 
Staatenbund. 

Deutsdu~r S taatenbund - erster SchrItt zur Wleder­
vereinlJUDB' 

Wenn das bisherige Ergebnis unserer Untersuchung da­
hin geführt hat, daß in der Frage der Wiedervereinigung 
von der Existenz zweier selbständiger deutscher Staaten 
mit unterschiedlicher Klassenstruktur auszugehen Ist, so 
folgt daraus für die Methode der Wiedervereinigung, daß 
nur ein völkerrechtlicher Vereinigungsprozeß möglich Ist, 
der zu gegebener Zeit zu einer staatsrechtlichen Ver­
schmelzung weitergeführt werden kann. 

Dieser völkerrechtliche Weg führt über einen d eutsche n 
Staatenbund. Was ein Staatenbund oder eIne K 0 n f öde­
rat Ion ist, definierte Rivier, ein letzter Vertreter der 
klassischen bürgerlichen Völkerrechtslehre, wIe folgt (33): 
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~Eln Staatenbund 1st vorhanden, wenn die verbündeten 
Staaten Herren über die Kompetenz der (ien Ges.amtst.18l 
leitenden und vertretenden Zentralgewalt gebUeben sind, 
so daß Ihnen freisteht. dl.lIdl. neue Vereinbarung diege 
Kompetenz elm:uschrlinken oder zu oerwcttern; sie haben 
,somit Ihre SouveriinlUit nicht eingeblißt, sie sind volle 
Subjekte des Völkerrechts geblieben. Der BundESvertrng, 
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der diEl Redlte der Zentralgewalt bestimmt, kann ge­
kündJgt, verändoert, aufgehoben werden. Dloe Besdllilsse doer 
Zentralgewalt sind in den einzelnen Staaten nur wofern 
bindend, ab sie von dieser [relwilUg, kraU ihrer oeigenen 
Autorität, anf:enorrnrK'n und In den betre!lenden Ländern 
publiziert worden sind. Daß Jeder Staat seine eigene Ver-
1assung und ver.schieden<e Staatsformen haben kann, ver­
steht sich von sel~t; die eInen können monarc:bJ.stlsch ~eIn, 
die anderen republikanisch." 

In der programmatischen Erklärung der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 27. J uli 1957 zur 
Bildung eines deutschen Staatenbundes heißt es (34): 

"Ein solcher konkreter Weg Ist die BLldung eines Staaten­
bundes zwischen der Deut&:hen DemokratIschen Republik 
und der Deutschen Bunde!lrepubllk auf der Basis eines 
völkerrechtlichen Vertrages. 

Die Konföderation braucht vorerst !teine Ober den belden 
Staaten stehende Staatsgewalt zu schaUen und würde 
jedes He:rrschall3verhiiltnis des einen übet' den anderen 
deutschen Staat ausschlleßen. Ein in belden Teilen Deutscll­
Jands aus Vertretern der Parlamente geschallener gesamt­
deut.scber Rat, der beratenden Charakter hat, könnte 
solche Maßnahmen empfehlen und beschließen, die der 
sd!.rittwel.sen Annäherung der beiden deutschen Staaten 
dlimen. Der Anlang einer deutschen Konföderation wäre 
ein Abkonunen zwischen der Dcul3men Demokratischen 
Republik und der Deul3chen BundesrepubUk über die 
Durchführung einer gemel.n.samen Politik in bestimmten 
Fragen. 

Wir .sdllage:n deshalb vor: 
1. Ein Verbot der Lagerung und Herstellung von Atom· 

bomben und -waUen auf dem Boden Deutschlands so­
wie ein Verbot der Propaglcrung des Atomkrieges zu 
vereinbaren. 

2. Ausschclden der belden deutsdMm Staaten aus der 
NATO und aus dem Warschauer Vertrag, Aufhebung 
der Wehrpfllcht und Vereinbarung über d ie beider­
seitige Truppen.stärke. 

3. Gemeinsames oder einzelnes Ersuchen an die vier 
Milchte auf baldige schrittweise Zurückzl.ehung ihrer 
Truppen aus ganz Deutschland. 

Ein solches Abkommen über dlcoo vorrangigen Fragen 
wäre der Beginn einer zwischen den souvel"ll.n4!:n und 
unabhängigoen deutsdlen Staaten einzugehenden Kon­
föderation, die Im weIteren zu Absprachen auf dem Ge­
biete der wirtschaftlichen Vereinbarungen, des Verkehrs-­
und Nachrichtenwesens. der mit dem Statua von Berlln 
verbundenen Fragen sowie der Aufhebung des Verbotes 
demokraUseher Parteien und Organisationen in West­
deutschland führen könnte. Dabei solien die von den 
Körperschaften in gegenseitigem Einvernehmen angenom­
menen Empfehlungen und Entschlüsse von den Regierun­
gen der belden deutsdlen Staaten nur freiwillig durch· 
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geführt werden, abo ohne jedes Element des ZwangE'$. 
In der Folge wären auch weitere Schritte in der Richtung 
der Wiedervereinigung Deut.$Chlands notwendig. 

Im gegenwärtigen Moment besteht die Regierung der 
Deut.$Chen Demokratischen Republik, um die Vereiniglll18 
der belden deutschen Staaten nicht zu ersdl\"~, nicht 
aul der Erörterung solcher Fragen, die mit der weiteren 
Entwicklung Westdeut.schlands oder der OeuLsc:hen Demo­
knltlsc::hcn Republlk verbunden fitnd. Dabei erklärt die 
Regierung der Deutschen DemokraUsdlen RepubUk, daß 
s!e seltl$tversUlndUch den frledUchen. demokratischen und 
IJOzialbt.lschen fOr den einzig richtigen Weg der Ent­
wicklung pm DeulllchlandIJ hlllt. M 

Ein deutscher Staatenbund wOrde die Existenz der bf>i­
den deutschen Staaten unangetastet lassen. Das einzige 
gemeinsame Organ, der aus Vertretern belder deutscher 
Staaten bestehende Gesamtdeutsche Rat, übt nur beratende 
Funktionen aus, so daß keiner der belden deutschen 
Staaten einer Bcelnftussung durch den anderen Staat 
unterliegt. Aut den notwendigen Prozeß der Annäherung 
kann sich ein solches Vertahren nur günstig auswirken. 

Insgesamt handelt es sich um einen Vorschlag, der für 
die derzeitige Bundesregierung annehmbar ist. Er hat in 
der Bundesrepubl!k bei bedeutenden Vertretern der In­
telligenz, in breiten Kreisen der Arbeiterschaft und bei 
Teilen der naUonalgeslnnten Bourgeolsie ebenso Resonanz 
gefunden, wie In Großbrl\.annlen, Frankreich und in vielen 
Staaten des Nordens, des Nahen und Fernen Ostens. A!.It 
dem VIII. Nachkrlegsparteitag der SPD Im Mai 1958 wurde 
mehrfach die Meinung vertreten, daß man nicht umhin­
könne, mit der Deutschen Demokratischen Republik zu 
verhandeln, wenn man ernstlich In der Frage der Wieder­
vereinigung einen Fortschritt erzielen wolle. Die Bonner 
Politiker wären gut beraten, wenn sie die Situation reall­
sUsch einschätzten und sich auf Verhandlungen mit un­
serer Regierung vorbereiteten. 

Das Wichtigste am Staatenbundplan ist aber, daß end­
Um ein gesamtdeutsches Gremium geschaffen wird, In 
dem legitimierte Vertreter des deutschen Volkes mitein­
ander über Wege zur deutschen Wiedervereinigung spre­
chen und die dabei zu überwindenden vieltältigen Pro­
bleme erörtern können. Um die Gesprächstührung aut die 
vorrangigen Fragen der Wiedervereinigung zu konzen­
trieren, sollen die Probleme einer volksdemokratischen 
und sozialistischen Umgestaltung Westdeutschlands bzw. 
Gesamtdeutschlands ausgeklammert werden. Welche Er­
rungerlßchaften schlleßlidl In Westdeutschland verwirklicht 
werden, bestimmen die Arbeiter, Ihre Gewerkschaften und 
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die breiten Schichten der Werktätigen selbst. Die DeuUiche 
Demokratische Republlk wird ihren sozialistischen Weg 
tortsetzen und dabei die Oberlegenheit des Sozialismus 
über den Kapitalismus unter Beweis stellen. Das 5OziaU­
!lUsche Autbauwerk In der DeuLschen Demokratischen Re­
publik wird nach Westdeutsch land hinüberstrahlen und 
die Arbeiterklasse Im Kampf gegen den deutschen Im­
perialismus und seinen klerikal-faschistischen Obrigkeits­
staat ermutigen und stärken. MJnisterpräsident Grotewohl 
fiIlIte dazu aut dem V. Parteitag der SED (35): 

"Wir kommen der friedlichen, demokrati.6cben Wieder­
vereinigung um liO nAher, je ra.scber wir das deut.scbe Volk 
von der Uberleienheit des Sozialismus gegenüber dem 
Kapitail.5mus übeneulerl. je rascher wir den Aufbau des 
Sozialismus Vollenden ... E& libt außer der deutschen 
Arbeiterklasse, deren siegreiche Kratt durch die sozial.i.$tI­
sehen Errungenschaften unserer Republik dokumentiert 
wird, keine andere Klas.ge, die willens und imstande wäre, 
die nationale Frnj!e im Interesse WlSe!"eS Volkes endgültig 
zu 16gen." 

Aus der Feststellung vom Völkerrechtlichen Neben­
einander belder deutscher Staaten und damit dem völker­
rechtlichen Weg ihrer ZusammenlUgung zu einem deut­
,ehen Staat Ober einen Staatenbund durch Annäherung 
und Verhandlungen zwischen der Deutschen Demokrat!­
.sehen Republlk und der Bundesrepublik ergibt sich, daß 
eine Wiedervereinigung über die L ä n der - etwa nach 
dem Vorschlag des ehemaligen Hamburger Hatensenaton 
Plate vom September 1957 (36) - nl c h t möglich ist. Ein 
derartiger Plan - das ehrliche Bemühen um ein gesamt­
deutsches Gespräch sei unterstellt - ist überdies deshalb 
nicht realisierbar, weil die Länder sowohl in der Deut­
schen Demokratlschen Republik als auch in der Bundes­
republik verfassungsmäßig nicht zuständig sind, In ge­
samtdeutschen Fragen verbindlich zu verhandeln. Die ge­
samtdeutsche Kompetenz liegt In belden deutschen Staaten 
bel den Zentralorganen In Berlln und Bonn. Wer 
den sogenannten staatsrechtlichen Weg der Wiedervereini­
gung über die Länder beschreiten will, lenkt den Verdacht 
auf sich, daß er Verhandlungen mit der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik umgehen will und 
damit den Sonner Ausschlleßlichkeitsstandpunkt billigt. 
Zum gesamtdeutschen Gespräch auf staatlicher Ebene sind 
wegen ihrer umfassenden Repräsentaru; und Kompetenz 
zuerst die Organe In Berlin und Bonn berufen. Das schließt 
das fördernde und unterstützende Gespräch aut anderen 
Ebenen nicht aus. 
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Gegen den Vorschlag zur Bildung eines deutsdlen 
Staatenbundes werden von westdeutscher Seite drei Ein· 
wände erhoben: 
1. ,Die Wiedervereinigung .sei sofort möglich, wenn "freie 

Wohlen" stattfinden; 
2. die Wiedervereinigung sei eine ausschließlidle All­

gelegenheit der vier Großmächte; 
3. die Wiedervereinigung über einen deutschen Staaten-. 

bund führe bis 1815 zurück. 

Zum er s t e n Punkt - Wlederverelnigung durch 
Wahlen - ist zu bemerken: 

Die WiedervereinIgung durch Wahlen zu einer gesamt­
deutschen Nationalversammlung war mögllch bis zu dem 
Augenblick, Jn dem Im Jahre 1955 die Bundesrepublik 
Mitglied der NATO wurde. Von 1950 bis 1955 sind mehr 
als 20 Vorschläge zur Abhaltung ge"lamtdeutscher Wahlen 
von selten der Deutschen Demokratischen Republik er­
gangen (37). Auch die Sowjetunion forderte mehrfach ~e­
samtdeutsche Wahlen (38). In ihrer ~klärung zur Deutsch­
landfrage vom 15. Januar 1955 forderte sie die drei West­
mächte zur Verhandlung Ubcr gcsamtdeutsdle Wahlen als 
Mittel 1:I.lr Wiederherstellung der Einheit Deutschlands 
auf; sie erkliirte aber glelchzelt18 unmißverständlich: 

Solche Verhandlungen verlieren ihren Sinn und werden 
urihtöglich. wenn die Pariser Abkommen rntWtierl sind." 

Dem Westen war der westdeutsche Wehrbeitrag wichtiger 
als die deutsche WiederverclnlgWlg, und so wurden die 
so olt beschworenen "freien Wahlen" von den westlichen 
Regierungen selbst verworfen. Auf der Genfer Gipfel­
konferenz 1955 war die Sowjetunion damit einverstande"l, 
daß 

"die Frage der Wlederv~ng DButsch.land'll durch freie 
Wahlen im Einklang mit den naUonil len Interessen des 
deutschen Volkes als auch im interesse dct' europäischen 
Sicherheit gelöst werden soll." 

Aber die nationalen Interessen des deutsdlen Volkes und 
das Problem der europäischen Sicherheit wurden auf der 
folgenden A:;ßenmlnisterkonferenz in Genf von den West­
mächten einseitig In Ihr e m Sinne interpretiert, d. h. 1m 
Sinne des Anschlusses der Deutschen Demokratischen Re­
publik an die BWldesrepubUk und der Eingliederung 
Gesamtdeutschlands in die wesUime Front gegen das so­
zialistische Lager. 
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Alle Vorschläge der Deutschen Demokratisdlen Republ1k 
und der Sowjetunion wurden, wenn überhaupt geant.­
wortet wurde, aus den verschiedensten Gründen ab­
gel e h n t : einmal war es die Frage der internationalen 
Kontrolle, dann wieder das Gesetz der Deutsdlen Demo­
kratischen Republik zum Sdlutze de"l Friedens oder die 
Kasernierte VOlkspol!zel, die den Vorwand zur Ablehnung 
geben mußten. Der wahre Grund lag tiefer: der Westen 
woll t e keine Wiedervereinigung, weil er der Bundes­
republik eine enl:.s<:heidende Rolle bei der politischen und 
militärischen Umklammerung des sozialistisdlen Lagers 
zugedacht .hatte und - sicher nicht mit Unrecht _ von 
den demokratischen und friedliebenden Kräften der Deut· 
sehen Demokratischen Republik eine Schmälerung dieser 
Rolle befürchtete. An einer Wiedervereinigung außerbalb 
der NATO war der Westen rudlt interessiert. 

Mit der Eingliederung der Bundesrepublik in die NATO, 
der Einführung der allgemeinen Wehrpfiicht, dem Verbot 
der KPD und dem Be"lchluß der Bundestagsmehrheit über 
die Atomausrüstung der Bonner NATO-5treitkräfte is: 
der Weg der Wiedervereinigung Ober gemeinsame Wahlen 
in heiden Teilen Deutschlands vom Westen, d. h. der 
Bunde"lrepubllk Wld Ihren drei großen Verbündeten, ver­
baut worden. Freie Wahlen können in We"ltdeutschland 
erst dann durchgeltlhrt werden, wenn die Bundesrepublik 
durch Schaffung eines Systems der kollektiven Sicherheit 
In Europa aus den Fesseln der NATO befreit ist und die 
gegenwärtig In der Bundesrepublik herrschenden anti­
demokratischen und mlUtarmtischen Kräfte ihre Macht­
positIonen verloren hoben. 

Als von der BundcsrepublIk und den drei Westmächten 
In der sogenannten Schöneberger Erklärung vom 29. Juli 
1957 (39) erneut die Forderung nach W.ahlen als Weg zur 
WledervereinJgung erhoben wurde, erklärte das sowje­
Uschen Außenministerium am 2. A'Ugust 1957 1:I.l dieser 
Frage (40): 

~Die Re~crungen der Westmidtte und der Deutschen 
Bunde.srepubUk versuchen erneut, mit der Lowng gesamt­
dcutsdJer Wahlen zu jongUeren, well .sie bemüht sind. die 
Abhaltung solcher Wahlen als geeignetes Mittel zur Vel'­
einigung der belden del.ll.$C:hen Staaten hInzustellen. Kann 
ein solches Verhalten derjenigen, deren Politik gerade in 
Deutschland eine SHuatlon geschaffen hat, bei der die 
Abhaltung gesamtdeutscher Wahlen unmöglich geworden 
Ist, anders denn als unverhüllte Heuchelei bezeidmet 
werden? Bekanntlich hat die Sowjetregierung zu einer zelt, 
In der dIe Voraussetzungen es gestatteten, mehr!adl vor-
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geschlagen In ganz Deuloschland freie Wahlen abzuhaUen, 
eine gesamtdeutsche Regierung zu .schaffen und eine für 
das Land einheitliche Verfassung zu verkünden. Diese 
sowjetischen Vorschläge wurden von den Regierungen der 
USA Großbritannien und Frankreich!i sowie von der Re­
gieru'ng der DeuLschen Bundesrepublik abgelehnt. Anstatt 
die Einheit wiederherzustellen, trieben es die Regierungen 
der Westmächte gemeinsam mit der Regierung der Deut­
schen Bundesrepubiik trolz des Widerstandes der patrioti_ 
schen Kreise selbst WestdeulSchlanda und ungeachtet der 
Warnungen der [riedUebenden Vlliker oUen bis zur Spal­
tung Deutsclllands ... 

Als Ergebni9 dieser Politik der Westmächte und der 
Deutschen Bundesrepublik hat sich eine Lage ergeben, bei 
der Jeder Versuch, den friedlIebenden Volksstaat, den die 
Deut.sdJe Demokratische Republik darstellt, mit dem mlU­
tarislischen Westdeutschland, das zu einem Atomilbungs­
platz der NATO geworden ist, mechanisch zu vereinigen, 
nicht nur als Irreal, .sondern auch als riesige Gefahr. die 
zu einem Bruderkrieg In Dcuischlsnd führen könnte, anzu­
_hen ist.u 

Wer angesichts der vollzogenen Eingliederung der 
BundesrepublIk In die Euratom und ihre Atomautrüstung 
Wahlen zur Lösung der Deutschlandfrage zu lancieren 
versucht will wie Ministerpräsident Grotewohl vor der 
Volkska:nmer' am 8. August 1957 ausführte, 

nnter der Herrschaft des Militarismus die Deutsche 
DemokralJ.schC Republik in die militärische Kriegspolltik 
einbeziehen." 

Er fuhr fort: 
Wenn mit eJ.n.cr solchcrl Wahl lediglich die Nieder­

stimmung der De~tsc.'ten Demokratischen Republik und 
Ihre Eingliederung erreI:::ht werden .soll so wird man 
verstehen, daß wir dem nicht zustimmen können. Wir 
werden die UnterdrUckung \lJlS'Cres Volkes, die Ver~ 
nlchtung seiner besten Errungenschaften, niemals ~u-

""""'." 
Zum z w e i te n Punkt _ Wiedervereinigung durch die 

Großmächte - Ist zu sagen; 
Eine Wiedervereinigung durdl Zusammenwirken der 

vier Großmächte, gleichsam eine Wiedervereinigung von 
oben war so lange möglich, als sich die beiden deutschen 
Staaten noch nicht zu voller Staatlichkeit entwickelt 
hatten. Die letzte Chance zu diesem Weg bot sich 1952, als 
die Sowjetunion ihre Vorschläge zum Abschluß eines 
Friedensvertrages mit Deutsdlland vorlegte. Diese Chance 
wurde vom Westen nicht genützt, weil er damals die 
sogenannte ~Europäisch.e VerteidigungSgemeinschaft~, eine 
TeilorganisatIon der NATO, als Mittel zur Elngltederung 
der Bundesrepublik in die NATO für wichtiger hielt. 
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Heute, engesichts des Bestehens zweier souveräner deut­
scher Staaten, kann die Aufgabe der vier Großmädlte nUI' 
darin bestehen, ein solches internationales Klima zu 
schaffen, das eine Wiedervereinigung begünstigt. Das be­
deutet: die drei Westmächte müssen für den Abbau des 
"kalten Krieges" in seinen mannigfachen Spielarten sorgen 
\Jnd gemeinsam mit der Sowjetunion konstruktive Maß· 
nahmen zur Abrüstung und zur Internationalen Entspan· 
nung entwickeln, um auf diesem Wege eine beruhigte, 
die Wiedervereinigung fördernde internationale Atmo­
sphäre zu schaff~n, oh n e jedoch solche internationalen 
Probleme wie die Abrüstung oder die europäische Sidler­
heil mit der Deutschlandfrage d I re k t zu koppeln. Ab­
rüstungsproblem, europäische Sicherheit und deutsche 
Wiedervereinigung stehen in keinem unmittelbaren Zu­
sammenhang und können und müssen daher getrennt be­
handelt werden. 

In seiner Rede vor der Volkskamme.r der Deutschen 
DemokraUsdlen Republik am 8. August 1957 nahm 
Chruschtsdlow zu diesem Problem Stellung und sagte (41); 

"Einige PollUker in We.stdcuischland sind der Ansidlt, 
daß die Frage der Wiedervereinigung Deutschlands von 
den vier Großmächten gelöst werden mÜSße. Aber mit 
welcher Berechtigung? Man dar! das deutsche Volk nicht 
ignorieren, die Frage der Wiedervereinigung nicht hinter 
&eInem Rücken lösen und ihm eine Entscheidung von 
außen aufdrängen. 

Die Zeiten, da die Geschicke der Völker gegen ihren 
Willen entschieden wurden., sind längst vorbei. Die Deut-­
schen sind Herren ihres Landes. und sie selbst müssen die 
Frage der Wiedervereinigung Deutschlands lösen. Das be­
deutet freilich nicht, daß wir den vier Großmächten die 
Verantwortung rur die Geschicke Deutschlands abnehmen 
wollen. Nur lassen wir diese V(>fantwortung anders a\lf. 
Nach unserer An.slcht besteht die PlIicht der vier Groß.. 
mächte darin, mit allen Mitteln dem deut.schen Volk zu 
helfen, seine nationale Frage aul friedlicher, demokrati­
scher Grundlage durch Verhandlungen zwischen den bei­
den deutschen Staaten selbst zu lösen. u 

Im Memorandum der Sowje\regierung an die Bundes­
regierung vom 10. Januar 1958 - .. Vorsdlläge der Sowjet­
regierung zu Fragen der Milderung der internationalen 
Spannung" - heißt es: 

~Die Einstellung des ,lmlten KrIcge-s' und eine Erwelbe-­
rung der Internationalen ZUSlmmenarbeit würde ~welfe\los 
auch die Annäherung der beiden deuischen souveränen 
Staaten - der Deutschen Demokratischen Republik und 
dc-r Bundesrepubllk Deutschland - begünstigen ... 
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Die Sowjetunlon wird nnch wie vor bemllht sein, eine 
Verständigung zwi5chen der Deutschen Demokrat.lschen 
Republik UJ'Id der BundesrepubUk lDeut.schland Uber die 
Wege zur WIEdcrvere1nlgung zu erleichtern ... 

Auch oer 1m Bundestag und von österreichischer Seite 
erörterte Plan eines ständigen .. Viereraussmusses-, d. h. 
eines ständigen Organs aus Vertretern Großbritanniens, 
Frankreichs, der Sowjetunlon und der USA zur Erarbet_ 
tung koordinierter VorschlAge zur Lösung der Deutsdt· 
land-Frage, ist nicht geeignet, eine Lösung herbeizufilhren, 
weil er vom Hauptproblem, der Einigung der Deutschen 
seihst, abi e n k t und die Illusion erwedrt, die vier Groß­
mächte selen allein tilr die Wiedervereinigung zuständig. 

Die Sowjetunlon hat am 11. Juni 1958 vorgeschlagen, den 
Ahschluß eines deuuchen Friedensvertrages auf die Tages· 
ordnung einer Gipfelkonferenz zu setzen. Wenn die vier 
We.stm!l.chl.e es ernst meinen mit der deutsdlen Wieder­
vereinigung, dann Ist die Vorbereitung und der Abschluß 
eines deutschen FrIedensvertrages ein PriU'stein ihrer 
Auidchtigkelt. 

Bei der AlWrbeltung eines Frledensvertragsentwurls, 
wobei die deutsche Seite von den belden deutschen Regie­
rungen ,vertreten wird, IJlnd die Vorschläge der letzten 
Zelt über oie Schal!ung einer atomwattenlrelen Zone und 
einer Zone begrenzter Rüstungen in Europa sowie über 
den sdlrlttwe1.sen Abzug der ausländischen Truppen aus 
Deutschland und die Aufhebung ausländischer Militär­
stützpunkte auf deutschem Boden gebührend zu berüdr._ 
sich ligen, um zu gewährleisten, daß der Friedensvertrag 
der künftigen Sicherung des FrIedens in Europa dient. 

Der Abschluß eines FrledeiUvertrnges könnte schon vor 
der Bildung eines Deutschen Staatenbundes erfolgen. 

Die GrundsAtze eines Friedensvertrages könnten etwa 
6cln (42): 

1. Deutschland wtfd auf dem Wege über die Bildung eine, 
StaatenbundC9 ('In friedllebender, demokratiscber und 
unabblngller Staat. 

2. Deut.schland wird ein '5Ouver!iner Staat. da- an keine 
millt.lrillChen Gruppierungen oder wirt.sctta1'tlldlen Zu­
samme:nschlUMe von der Art der Montan·Unfon gebunden 
ist: dementsprechend tritt die Bund('.$l"epubllk ;lUS der 
NATO und die Dcut.sche Demokmtische &o:!publlk aus der 
Wal"'SChauet" VcrtraporgnnJ.$iltlon aus. 

3. Deutschland gewährleistet ollen seinen Bürgern ohne 
Unterschied der- RasJe, des Gesc:hJedlts und der Religion 
die Mensdlenrodlte und GrundtrelheJtcn. Dia demokrat!· 
sehen Parteien und OrganisaUOIK:ß haben da.s Recht der 
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lrelen Betll.tlgung und Entecheidung über ihre Angelegen­
heiten und gtmjeßen Presse- und Publlkatlonsfreibelt. Zur 
Sicherung dieser Rechte und Freiheiten wird die Vor­
herrschaft der- mllit.a.rlslischen und !asc:htstJ.sche KrIllle 
be5eiUgl. 

4. DeutschJand werden dle volle Entwicklung seiner fried­
lichen WIttsdw.U und der unbehinderte ZUJaIli zu den 
Weltmlrkten lewlhrleJ.sl.et. 

5. Dcutschland!l Grenzen best1mmen Sid:i nac::h den POil;­
damer Vereinbarungen. 

(I. Deutsdlland unterhllt eigene Streitkräfte :zu seiner Ver-­
teIdigung. 

Die $owjetunlon unter-hält zu beiden deutschen Staaten 
gleichermaßen dlplomatLsche Beziehungen llod ist dadurdl 
In der Lage, auf diplomatischem Weze gute Dienste bei 
der Annäherung belder deutschen Staaten und der 
Vorbereitung eines Friedensvertrages zu leisten. Die 
Westmächte haben sich unter Leugnung der tatsächllmen 
Situation In Deutschland einem gleichen Vorgehen bisher 
verschlossen. Es unterliegt jedoch keinem ZweiteI, daß die 
Anerkennung der Deutschen Demokratischen Republik 
durch die vier westlichen Großmächte auch zu einer Nor­
mallsierung der Beziehungen ZWischen der Deutschen 
Demokratlschen RepubUk und der Bundesrepublik führen 
und damit die Annäherung fördern würde. 

Den amerikanischen Standpunkt zur deutschen Wieder. 
vereinigung enthüllte USA-Außenm..lnister Dulles In einer 
internen Aussprache mit Senatoren am 6. Juni 19~8 in 
Washington. Auf eine Frage des Senators Alken zur deut­
,ehen WJederverelnlgung antwortete Dulles: "Ich glaube, 
~ ist sehr wichtig, daß ein wiedervereinlgt.es Deutschland 
In den Westen integriert sein sollte, mittels seiner Ver. 
bindungen mit der NATO, durch seine Teilnahme am 
Brüsseler Vertrag der Westeuropäischen Union an der 
Kohl~ und Stahlgemeinschalt, am Euratom, 'GemeIn­
samen Markt und dergleichen Dingen.· Dulles lehnte eine 
Stellung der NeutrallUlt tur Deutschland ab und betonte 
~daß dies vom Kanzler Adenaue.r gesehen wird und daß 
er diese feste PollUk: befürwortet hat, Deutschland mit 
anderen Ländern des Westens zusammenzubinden". Dulles 
erklärte weiter Wörtlich: "Ich Wilrde es nicht tur welse 
oder vorsichtig halten, Z',J versumen, die WIedervereini. 
gung Deutschlands zu dem Preise zu kaulen, daß Deutsch_ 
land cin unabhängiges Land wird unverbunden mit dem 
Westen. M Er betonte dabei seine ' ausdrückliche Überei!]. 
stimmung mit dem Bundeskanzler. Weiter sagte Dulles, 
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daß ohne Teildeutsc:hland (= Westdeutsc:hland) diese Welt 
(= westliche Welt) rocht vollbringen könne, was sie her· 
beiführen soll, den Wandel innerhalb d.er Sowjetunion, 
durch den schließlich alle Probleme gelöst werden 
.. Aber es mag 50 bis 100 Jahre dauern." 

Hieraus lassen sich folgende Ziele der amerikanischen 
Deutschland-Politik ableiten: 

1. Die USA wollen eine Wiedervereinigung nur zulassen, 
wenn sie innerhalb der NATO vollzogen wird. 

2. Deutschland soll niemals unabhängig, sondern für 
immer abhängig von den USA sein. 

3. Die Spaltung Deutschlands gehört zur Konzeption der 
aggressiven amerikanischen Weltherrschaftspolitik, 
weil nach Ihren Plänen "Telldeutschland" der Stoßkeil 
gegen die Sowjetunion sein soll. 

Während die Sowjetunion aut ein unabhängiges, wieder­
vereinigtes Deutschland hinarbeitet, woUen die herrschen­
den Kreise der USA. die Versteinerung der Spaltung 
Deutschlands. 

Zum d r i t t e n Punkt - ein deutsdler Staatenbund be­
deute einen Schritt zurück - ist zu bemerken: 

Zur Behauptung der Bundesrepublik, die von der Deut­
schen Demokratischen Republik für notwendig erachtete 
Zwischenphase eines Staatenbundes würde Deutschland um 
anderthalb Jahrhunderte auf das Jahr 1815 zurückwerfen, 
äußerte sidt Ministerpräsident Grotewohl in der Volks· 
kammersitzung vom 8. Mal 1857 in der Regierungserklä­
rung wie folgt (43): 
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Wir können ei:um so billigen Ausgangspunkt nicht zu­
l~. 1615, die Herstellung des Deut.schal Staalenbund~. 
wßr gewiß ein jämmerlicher Verrat der regierenden KreISe 
an dem Friedenswillen des deutschen Volkes, aber trotz 
allem war 1615 ein gewisser Fortsdultt gegenüber dem 
alten Zustand. 

Und wenn es mehr als ~ Jahre, nämlich bis 1671, 
dauerte ehe MeUernlchß Staatenbund sich unter der Blut­
und Eiscnpolitik Bismarcks in einen monarchlstl$Ch· 
militaristisch-kapitalistischen Bundesstaat verwandelte, so 
war das die Schuld der feudalen Reaktion und der - sa­
gen wir _ Halbheiten des liberalen Bürgertums. Das 
deutsme Volk wäre schon damals schneller zu einem 
eigenen nationalen Staat gelangt, wenn dJe forts~t~­
lidlen Kreise der Nation s ich. bereits IBtl mit der für die 
nationale ELnJgung kämpfenden Arbeitcrkl!l$1;1e statt mH 
der feudalen Reaktion und. den verrll.terlschen Teilen der 
deutschen Bourgeoisie verbündet hätten. 

Man kann doch dem deutschen Volke nicht mit einer 
Mildlmädcbenredmung weismachen woUen, der Weg vom 

Staatenbund zum Bundesstaat dauere stets über ein halbes 
Jahrhundert. Ich möchte mit e1nem Beispiel aus der Ge­
schichte Noroa.meriltas darau1 antworten. Im Jahre 1777 
entstand bekanntlich., alsbald fUlch der Unabhängigkeit&­
erklärung der 13 engllschen Kolonien, an der Ostküste 
Amerikas ein sogar nur sehr lo,.s.er Staatenbund mit einer 
überraschend schwachen Zentralgewalt. der sich aber be­
reits ein Jahrrehnt später, 1167, In einen Bundesstaat mit 
einer wesentlich gestärkten Zentralgewalt verwandelte und 
dessen Verla&rung Immerhin bis heute das Grundgesetz 
der Vereinigten Staaten von Amerika darstellt. 

Daß in unserer Zeit der Schritt von der Konföderation 
zur Vereinigung schneller heranrei!en wird, :l;elgt auch die 
Tatsache, daß sich die Sowjetrepubliken bereit.» Ende 1922 
:l;ur Bildung der Union der Sozlallst1sdlen Sowjetrepubli­
ken entsch.lossen, die sich dann 1924 ihre erste Verfassung 
gab. Wir ~en, wenn die beiden führenden Staaten 
.unseres Erdba.1l3 - die UdSSR und die USA - diesen 
Weg historiSch und in historisch kürzester Zelt durch­
laulen haben, dann besteht kein Grund. anzunehmen, daß 
dM deutsdle Volk etwa nicht dazu In der Lage wäre. 

Auf die Beurtellung all dieser Remlnlszen:ren legen wir 
1m übrigen keinen entscheidenden Wert. Es sind Ersche!.­
nungen ihrer Zeit. Wir haben die Idee eines Staaten­
bundes in unserer Zeit und unter unseren Bedingungen 
:l;U .sehen. Wir dUrlen vor allem nimt übet'sehen, daß In 

( Deutschland auf gemeinsamem Boden zwei Staaten mit 
völlig unterschiedlichen Wirtsdl.aftssystemen vorhanden 
sind. Im FaUe OeutschIand3 halten wir die Konföderation 
aber fUr um so reliler, als es hier, 1m Gegensalz zu aUen 
hlstori.'idlcn Be!.splelen, um die Wiederherstellung eirK:3 
berelb vorhanden gewesenen einheitlichen Staates geht. 

Unabhängig von allen pseudohistorischen Rechenkünsten 
aber würde tIIlSer ganzes Volk tw!atmen, wenn der erste, 
der schwerste Schritt getan wäre, wonach die we.!teren 
Schritte uns gewiß l<:':ichter fielen." 

Wer alle die deutsche Wiedervereinigung beeinflussen· 
den Umstände In Betradlt zieht, muß zu dem Ergebnis 
kommen, daß der Weg über einen Staatenbund die ein· 
J: I g e Möglichkeit darstellt, Jn dieser komplizierten Frage 
voranzukommen. 

Die Sowjetunlon unterstützt diesen Plan. Vor der Volks­
kammer erklärte Chruschtsdtow am 8. August 1957 (44): 

~Wlr halten diese Vorschläge für richtig und unter­
stützen sie; wir meinen, daß dM Programm zur Wieder­
vereinigung. wie es von der Regierung der 1OeuLs<:hen 
DemokratisChen. Republik vorgesdllagcn wird, VerslilndnJs 
und Unterstützung bei der Bevölkerung in beklen Teilen 
Deutschlands und den Weg zu den Herzen der Millionen 
Deutsdlen finden wird." 

Im gleichen Sinne äußerte sich Chruschtsdlow auf dem 
V. Parteitag der SED am 11. JuU 1958 (45): 

~DRS Sow,letvolk achtet und unterstützt die Bestrebun­
gen des deutschen Volke$ nach Sduillung e1ne.s einheit-
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liehen friedliebenden, demokratischen deutschen Staates.. 
DIe sOwjetregierung ist überzeugt, daß der einzige Weg, 
der <ltc P<!rspekUve filr dle Beseitigung der Spaltung 
Deul&Chl:lnds ertIUnet, darin besteht, daß die belde~ deut­
.$Chen Staaten die Deutsdle Demokratische Republik tmd. 
dle DeuL!c:he' Bunde6l'epubllk, zu Verl'landlung.en, einer 
verstindlgung und einer Annllhenm, kommC'll.. Nur cUe 
Deutschen sell:Lo>t die be:iden deutschen Staaten, können 
dtc Fr-,Jge der nationalen Wiedervereinigung Deutschlands 
lösen. Mögen &im (Üe Vertreter von BerUn und Bonn zu_ 
$3ml'nCJ'l!letzen und eine vernUnltlge Lösuns: dleoor Frage 
[inden. Die Regierung- der Deut5Chen Demokratischen 
Republik hat in ihren Von;ch.lliJen einen ganz konkreten 
Weg zur (rIedlichen Wiederherstellung der Einheit Deutsdt_ 
Lands gezclgt der .selbst unter den heutl)(CI\ komplizierten 
BedIngungen' durmaus real \.st. Dieser Wcg .ist die Sdmf­
funs clner deul.schcn Konf/:kkw.J.tlon.~ 

Dieser sowjetische Standpunkt In der Deutsdll~nd­
Frage macht auch alle westlichen Kombinatlo~n darüber 
zunichte, die Sowjetunion könne vielleicht die Deutsdle 
Demokratische Republik als Objekt eines Internationalen 
Tauschhandels benutzen. 

Internationale Entspannung . . 
Die deutsdle Frage muß, wie schon betont wurde, in 

erster Linie vom deutschen Volk selbst gellS.st 
werden. Das Deutschland-Problem bleibt aber audl ew 
in t ern a t Ion a I es Problem. Einmal besteht ruu:f1 ~Ie 
vor die Verpmchtung der vi erG ro ß m ä e h t e .zur Mit­
wirkung an dieser Lösung; dabei handelt es sldl jet~t 
nicht mehr darum, wie bereil3 ausgeführt wurde, dIe 
Wiedervereinigung zu dekretieren, sondern durc::h Abbau 
des kalten Krieges, Förderung der AbrUstung, Mitarbeit 
an der Vorbereitung eines deutsdlen Friedensvertrages 
u. a. eine entspannte Internationale Situation zu schaffen, 
die die WIC<lervereinigung begünsUgt. Zum anderen geht 
das Dt!utschland-Problem die N ach bar n D e u t s e h­
I a n d s an weil Ihnen nach den leidvollen Erfahrungen 
zweier KrI~ge nicht gleichgUltig sein kann, welcher Art 
das wiederverei nigte Deutschland sein wird - ob es ein 
friedliebender oder ein aggressiver Staat Ist. 

Die Einbettung des Deutschland-Problems In die Inter­
nationale Situation mit ihren von den westlIchen Groß­
mächten und der BundesrepublIk verhärteten Fronten 
legt den Gedanken nahe, In sadlUch und örtlich begrenz­
tem Rahmen zu einer Ost-West-Verständlgung zu kom­
men. Da die von westlidler Seite praktizierte Methode 
des .,Alles oder Nichts~ in der internationalen Politik 
wenig sinnvoll ist und den Verhandlungsweg als den 
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einzig möglichen Weg zur Lösung strittl.ger Fragen von 
vornherein hoffnungslos abriegelt, muß versucht werden, 
au! Teilgebieten den Ost-West-Gegensatz zu über­
brücken, stufenweise die Trennungsmauem abzubauen 
und damit nach und nach jene entspannte internationale 
Si""tton zu schaffen, die das Deutsc::hland-Problem zu 
seiner Lösung benötigt. Der sowjetische Vorsdllag einer 
Gipfelkonferenz und der polnisdle Plan einer atomwaffen_ 
freien Zone in MItteleuropa sind hierzu geeignete Mittel. 

, . . durch a tomwalJcntrcle Zone in lUIUeleuropa 
Auf der 12. Tagung der UNO~Vollversammlung erklärte 

der polnische Außenminister Rapackl sm 2. Oktober 1957, 
daß, wenn :>ich die Deutsche Demokratische Republik und 
die BundesrepublIk dahin einigen könnten, die Herstel­
lung und Lagerung von Kernwaffen auf ihren Territorien 
zu untersagen, Polen bereit sei, soIort dasselbe zu tun; 
Im Dezember 1957 erneuerte die VolksrepUblik Polen 
Ihren Vorschlag auf diplomatischem Wege. In einer ana­
logen Erklärung des tsdledloslowaklschen Außenministers 
Davld, ebenIalls in der UNO-Vollversammlung vorge­
tragen, pflichtete die TschcchosJowakei dem polnischen 
Plan einer atomaren Neutrallsierung Mitteleuropas bei. 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
erklärte sich ebenlalls mit dem RapackJ-Plan einverstan­
den, denn sie haUe der Bundesrepublik schon wiederholt 
vorgeSchlagen, den Verzicht auf die Produktion und Lage­
rung von Kernwaffen in Deutschland vertraglich zu ver­
einbaren. 

Auch von sowjetischer Seite wurde das Einverständnis 
mit der Schaffung einer atomwaffenfreien Zone in Mittel­
europa erklärt. Ferner schlug die Sowjetunion erneut vor, 
zwischen der NATO und der Warsdlauer Vertragsorganl­
satton el.nen NidltangrifTspakt abzuschließen. 

In einem Memorandum vom Februar 1958 an die un~ 
mittelbar interessierten Staaten Bundesrepubllk, 
Deutsche DemokratisdleRepubllk und Tschechoslowakische 
Republik - und an die vier Großmächte hat die Volks­
republik Polen Ihre Auffassung zur Bildung einer atom. 
wal'lentreien Zone In Mitteleuropa präzisiert und damit 
tur oUlziellen Stellungnahme auIgefordert. 

In der WeltöUenUlchkelt hat dieser Plan eine lebhafte 
Diskussion hervorgerufen und überwiegend Zwtimmun3 
gefunden. Die Erkenntnis, daß mit der Verwirklichung: 
des Rapadti-Planes ein erster wirkungsvoller Schritt zur 

, 
33 



internationalen Befriedung getan wird, :reUt sich immer 
mehr durch. Der Gedanke eines atomneutralen MIttel­
europas berührt sich mit den Vorstellungen des Ameri­
kaners Kennan über ein paktireies Deutschland (46) -
Vorstellungen, die, wenn auch im einzelnen untersdlied­
lich begründet und aufgebaut, bei den Labour-Polit~Ml 
Gaitskell und Bevan und bei dem verstorbenen westdeut­
schen Botschafter und FDP-Politiker Pßeiderer wieder_ 
kehren. ALs jedoch der CDU-Bundestagsabgeordnet.e 
Nellen im Dezember-Heft 1957 der "Blätter !Ur deutsche 
und internationale Politik" die Kennan-Reden sachlich 
und wohlwollend kommentierie, wurde er vom "Rhein!­
sdlen Merkur u , dem Leiborgan des Bundeskanzlers, um­
gehend eines "Generalangriffs auf die morallsdle Basis 
der freien Weltu bezichtigt. Von amtlicher dänischer und 
kanadischer Seite wurde der Plan wohlwollend geprült. 
Der SPD-Vorsitzende Ollenhauer forderte wiederholt eine 
ernsthafte Erörterung des Rapackl-Planesj eine entspre­
chende Vereinbarung zwischen den in Betracht kommen­
den Staaten wäre der erste Schritt zur weltweiten Ent­
spannung und würde helfen, "über den toten Punkt des 
internationalen Abrüsh!ngsgespräches hinwegz;ukommen". 
In der außenpolitischen Debatte im Bundestag am 23. Ja­
nuar 1958 wurde von den beiden Oppositionsrednem, Dr. 
Dehler (FlDP) und Dr. Dr. Heinemann (SPD), eine pooitive 
Reaktion auf den Rapacki-Plan gefordert. 

Wenn die -atomwatfenfreie Zone in Mitteleuropa ge­
schaffen Ist, lassen sich nach Ihrem erfolgreichen Funk­
tionieren weitere konstruktive Maßnahmen verwirklichen: 
7.eiiUdt und örtlich gestaffelte r Abzug der ausländischen 
Truppen aus Deutschland, Aufbau einer Zone mit be­
grenzter herkömmlicher Rüstung, die Wieder Vorstufe zu 
einem Nichtangriffspakt zwischen NATO und W-arschauer 
Vertragsorganisation und in der weiteren Folge zu einem 
europäischen kollektiven Sicherheitssystem bilden könnte. 
Eine neue Gipfelkonferenz würde 'hier abklärend und 
fördernd wirken, wobei klar ist, daß eine solche Konfe­
renz nicht alle die WeltöffentlichkeIt bewegenden Fragen 
behandeln könntej aber eine solche Konferenz kann der 
Anfang zu einem neuen "Geist von Genf" sein und eine 
neue Etappe in den internationalen Be2Jebungen einlei­
ten. Daß der Plan des polnischen Außenministers, würde 
er verwirklicht, unter diesen Perspektiven audl der deut­
schen Wiedervereinigung eine neue Chance bieteti'diegt 
auf der Hand. 
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Gegen den polnischen Vorschlag werden von westlicher 
Seite 1m wesentlichen drei Einwände erhoben (47): 

1. er vertieft die Spaltung Deutscblands und fUhrt zur 
Anerkennung des status QUO; 

2. er sieht kcl~e Kontrolle seiner Verwirklichung vorj 
3. er ist angesIchts der interkontinentalen Raketen mili­

tärisch wertlos. 
Die Schaffung einer atomwaffenfreien Zone kann auf 

die Wiedervereinigung und die friedliche Koexistenz mJr 
einen f ö r der n den Einfluß haben. Die Ausrüstung der 
Bundeswehr mit Kernwaffen würde dagegen die Wieder­
vereinigung hemmen, "ja, die überwindung der Spaltung 
Deutschlands geradezu maßlos erschweren" (4S). 

Der territoriale status quo, wie er in Potsdam von den 
vier Großmächten anerkannt worden Ist steht außerhalb 
jeder Debatte; wer, ~ie die Bundesregi~rung, gegen die­
sen status quo auftritt, kann seine Abänderung letztlich 
nur durch Krieg wollen. Wer gegen den sozialökonomi· 
sehen status quo ist, wie er sich nach dem Ende des 
zweiten Weltkrieges mit dem Nebeneinander von sozia­
listischen und kapitalistischen Staaten in Europa heraus­
gebildet hat, will nichts anderes als die völkerrechts­
widrige Interv~ntion in die inneren Angelegenheiten der 
sozialistischen Staaten. Der status quo in Europa ist ein 
Faktum, ·an dem niemand vorbeikommt. Wer ihn besei­
tigen will, spielt mit dem Kdege und macht Deutschland 
zum Schlachtfeld eines neuen Weltkrieges. Eine atom­
waffentrele Zone kann diese Gefahr entscheidend ver­
mindern. Es ist daher Pflicht eines jeden Deutschen fUr 
die Schaffung einer atomwaffenfreien Zone einzutret~n. 

Schon vor der UNO-Vollversammlung .hatte Rapadd 
von den erforderlichen Kontroll- und Inspektionsinstan­
zen gesprochen. Im Dezember 1957 betonte er vor dem 
Außenpolitischen Ausschuß des polnischen Sejm (49): 

. "Polen 1st für die wirk.sam.ste Kontrolle, damit alle 
mteressferten Staaten ein Maximum an Garantien und 
SlcherheitsgefUhl huben können." 

Natürlich müssen die Modalitäten einer solmen Kon­
trolle vertraglich vereinbart werden. Im Kommunique 
vom 2. Februar 1958 über Besprechungen zwischen dem 
60wjetischen Außenminister Gromyko und dem polnischen 
Außenminister Rapacki Ist noch einmal ausdrücklich fest­
gestellt worden, daß beide Staaten In übereinstimmung 
mit anderen interessierten Regierungen - Deutsche De­
mokratische Republik und TsdledlOslowakische Republik 
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- bereit sind, über ein wirksames Kontrollsystem für 
die atomwafIenJ'rele Zone zu verhandeln. Im Kommu_ 
niQu~ heIßt es weiter: 

"DIe &tahrungen, die aus der Arbeit des Kontroll_ 
IiYstems in dlas.er geographLsch begrenzten Zone gewonnen 
werden, kÖnlX!n In Zukuntt bei AbTüstungsabkonuncn 
größeren Umta.np ve.-wendet werden ... Die Verwirk_ 
lichung des Plans einer atomlrelen Zone In Zentnieuropa 
würde zu einer l...ö5ung anderer 6UitUeer Probk>me wie 
der Verringerung ausllind~ Truppen und Oe!:- her. 
kömmlk:h4!n Rüstungen In dleocr Zone beitragen. U 

Die Sowjetunion ist auch bereit, wie Chruschlschow in 
seinem Interview vom 29. Januar 1958 mit den west_ 
deutschen Publizisten Springer und Zehrer erneut betonte, 

"dle Atomneutralltlt der Tellnrhmerstaaten an einer atom~ 
waUenfre\en Zone mit zU\l(!fUlsslgen internationalen Ga_ 
rantien zu schUlzen, um die WahnJthe:inlithkelt des Ein­
.sa.tU'S einer solchen Watte In dle.ser Zone auszuschalten. M 

Das polnische Memorandum vom Februar 1958 sieht 
ebenfalls den Aufbau elne.~ Kontrollapparates vor, der 
z. B. von den Organen der NATO, der Warschauer Ver­
tragsorganisatIon oder auch von neutralen Staaten bestellt 
werden könnte. 

Der Einwllnd, daß die Breite des atomwaffenfreien 
Raumes Im Verhältnis zur Reichweite der interkontinen­
talen Raketen der BeVölkerung Mitteleuropas keine 
Sicherheit bieten könnte, Ist irreführend. Die KernwaIJen­
basen ziehen im Falle eines Krieges unvenneidlich die 
atomaren Gegenschläge auf sich. Das würde die Bundes­
republik In eine Zone des Todes und der Vernichtung 
verwandeln. Die SchafIung einer ntomwaffenfreien Zone 
kann dagegen die Bevölkerung dieses Raumes sehr wohl 
vor den unmittelbaren Gefahren eines Atomkrieges be­
wahren. 

Die Regierung Dr. Adenauer hat sich gegen den Plan 
einer atomwaft'entreien Zone ausgesprochen und damit 
seine Verwirklichung zunächst verhindert. Sie hat den 
Vorschlag der Deutschen Demokratischen Republik vom 
22. Januar 1958, einen Volksentscheid in belden deutschen 
Staaten Ober die atomwaffenfreie ZOne durchzuführen. 
brüsk abgelehnt. Die Bundesregierung fällte diese Ent­
scheidung lm Interesse der Im Dezember 1957 in Paris 
beschlossenen AtomaufrOstung der NATO. Sie verstieß 
damit gegen die Interessen des deutschen Volkes, und sie 
besUltigle mit diesen Entscheidungen erneut ihre antl­
nationale und rriedcnsgefährdende ~PollUk der Stärkeu. 
In der Ablehnung des Rapnck.l-Planes geht Bundeskanzler 
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Dr. Adenauer kontonn mit dem USA-Außenmlnfsler 
Dulles und dem NATO-Generalsekretär Spaak. 

Mit diesen Fehlentscheidungen der Bundesregierung ist 
der Plan eines atomneutralen Mltteleuropas vorläuftg aUll 
den dl?lomatLschen Erörterungen ausgeschieden. Die Welt_ 
öffentlichkeit beschäftigt slm aber weiterhin mit seinen 
Grundsätzen, weH sie einleuchtend und klar sind und 
die Möglichkeit zu weiteren entspannenden Schritten bie­
ten. Internationale Entspannung und Befreiung vom Alp... 
druck eines Atomkrieges - das erwartet die Menschheit 
von den SLaatsmännern und Diplomaten. Das deutsche 
yolk Ist aufgerufen, sich für eine friedlime Lösung der 
lnternationale~ Streitfragen und für die Schaffung einer 
atomwatfenfrelen Zone in Mitteleuropa. einzusetzen um 
damit zur Lösung der deutschen Frage beizutragen: DI ~ 
Lösung selbst bleibt ureigenste Sache des deutschen 
Volkes. 

Die deutsche Wiedervereinigung wird uns nicht als 
Geschenk In den Schoß faUen, sie muß a u t d e u t­
sehern Boden vom deutse1hen Volk selbst 
errungen werden. 

Die Hindernisse liegen in der antinationalen NATO­
Politik der gegenwärtigen Bundesregieruo.g und ihrer 
HIntermiinner In den Monopolen und Konzernen Dle 
Situation ist Völlig klar, wie Walter Ulbricht auf dem 
V. Parteitag der SED ausführte: 

"NATO-Politik und Wiedervereinigung sind schlechter­
dings unvereinbar. Wer ernsthaft die WiedervercinJ 
erstrebt, muß g<eg(!n die Polltlk der NATO und gegen'd:: 
Verbleiben Wes!dcutschland.s In der NATO aultreten.~ 

Dieser Kampf gegen die NATO-Politik kann um 50 
erfolgreicher geführt werden, je geschlossener die deutsche 
Arbeiterklasse und je gefestJ.gter die Deutsche Demokra­
ti.sche Republik ist. Aufbauend auf den Lehren der Ge­
schlehte, vertritt die Arbeiterklasse am konsequentesten 
die Interessen der deutschen Nation und weist alle demo­
kratischen Kräfte unseres Volkes auf die Sicherung des 
Friedens und die demokratische Einheit Deulschlands hin 
Die nächsten, unmittelbaren Schritte auf dem Wege %.J~ 
deutschen Wiedervereinigung müssen sein (50): 
I. Enllnltung einer breiten Volksbewegung gegen den 

Atomtod und für eine atomwal'[enfreie Zone' 
2. öffentlicher Melnungsaustausch über die An~äherung 

belder deutscher Staaten und die Bildung eines Staa­
tenbundes %wlschen der Bevölkerung beider deutscher 
Staaten und Ihrer Parlamente; 
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3. Beratung von Fragen, die beide deutsdle Staaten an­
gehen, auf Regierung:sebcne, wie z. B. keine Anlage von 
Raketen- und Atomstützpunkten auf deutsdlem Gebiet, 
keine Ausrüstung deutsdler Truppen mit Kernwaften. 
Nldltangriftspakt und sdlrittwelser Abzug ausländl_ 
sdler Truppen von deutschem Boden; 

f. Beratungen zwisdlen Vertretern des Zentralkomitee. 
der SED und des Parteivorstandes der SPD als den 
berufenen Sprechern der belden deutadlen Arbeiter­
parteien, um durdJ. Entspannung und Verständigung 
In Telltragen den Weg zur Wiedervereinigung aber 
einen Staatenbund vorzubereiten. 

* 
Unserer Partei, der Christlidl-Demokratisdlen UnIOQ 

Deutsdllanda, der einzigen Partei in Deutsdlland, die dJe­
sen verpflJdltenden Namen zu tragen berechtigt 1st, komm, 
in dieser politischen Situation eine entscheidende Aufgabe 
im Kampf um dJe naUonale Wiedergeburt Deutsdllandt 
zu. An unserem Beispiel erkennen die Christen in der 
Bundesrepublik, daß der Christ, der aus dem gesdlld!.t­
lichen Irrweg unseres Volkes dJe richtigen Sdllußfolge­
rungen gezogen Ihat, In seinem politischen Ringen nicht 
an die Seite der Monopolherren gehört, sondern seinen 
Platz an der Seite der Aflbelterklasse hat, deren Kampf 
den wahren Interessen der ganzen Nation entspricht. 

Den Mitgliedern unserer Partei lällt in Ihrer politischen 
Arbeit die Aufgabe zu, Im Rnhmen des gesamtdeutschen 
Gesprächs die Wa h r hel t über den sozialistischen Auf· 
bau jn unserer Republik und seine Perspektiven, über 
die VersUindlgungsbemühungen unserer Volkskammer und 
unsexer Regierung, über die antlnatlonale SpaltungspoU­
t.ik der derzelUgen Bundesregierung und über den elnzl, 
realen Weg zur Wiedervereinigung - den Weg über einen 
d(!lJtsd!.en Staatenbund - :tu verbreiten. 

50 erfüllen Wir am besten unsere ureigenste Aufgabe. 
unseren chrlliUlchen BrOdem und Schwestern in West· 
deuLsdlland die Augen zu öftnen und Ile vor einem Weg 
EU bewahren, den ihre sich "chrlstllch" nennende Regie­
rung beschreitet und der unweigerlich zu einer neuen. 
furchtbaren Katastrophe führt. Noch lst es Zelt, umzu­
kehren und den r r I e d 11 ehe n Weg zu gehen, der zur 
atomwafTenlrelen Zone, zur Entspannung, zur KonfGd. 
ration und damit sdllleßlIch zur na t Ion ale n WIe­
dergeburt Deutschlands führt. 
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